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Erster Teil. 



Einleitung. 

Der Hauptgrundsatz, nach dem sich die auswärtige Politik 
der Vereinigten Staaten vor Ausbruch des Krieges mit Spanien 
richtete, war der der politischen Isolierung.^) Diese Politik war tra- 
ditionell. Die Gründer der Republik hielten ihre Aufrechterhaltung 
für wesentlich, wenn sie die Frucht ihres langen Kampfes um die 
Unabhängigkeit uneingeschränkt genießen wollten. 

Alexander Hamilton spricht in seinem „Federalist" ^) häufig 
von der Möglichkeit und Vereinbarkeit einer solchen Politik für die 
Vereinigten Staaten. Washington war so durchdrungen von ihrer 
Nützlichkeit, daß er sie zum Grundgedanken der Neutralitäts- 
erklärung von 1794 machte, jener ersten Kundgebung einer wohl- 
erwogenen Bestrebung der Nation, sich von den politischen An- 
gelegenheiten Europas fernzuhalten.^) 

Weiterhin veranlaßte diese Politik den ersten Präsidenten 
zur Äußerung jener denkwürdigen Worte in der Abschiedsadresse 
vom 17. 9. 1797, die man im Laufe der Zeit mit derselben Ehr- 
furcht anzusehen gelernt hat, als ob sie in dem Wortlaute der 
Verfassung selbst enthalten wäre.*) 

Jefferson, obwohl er eine von Washington verschiedene 
politische Anschauung hatte — wenn, man aus Parteinamen einen 
richtigen Schluß ziehen kann — , fügte zu der Politik des ersten 
Präsidenten, in der viel zitierten Erklärung gelegentlich seines 



^) Foundations of American Foreign Policy. Harp. (1901) p. 211 ff. Nine- 
tcenth Century. Dec. 1896. The Alney Doctrine and America's new Foreign Policy. 
Sidney Law. Atlantic Monthly. April 1900. The Foreign Relations of U. S. 

2) i!3dited by Henry Cabot Lodgr. 1897. 

») Life of Monroe. (Am. Statesman Series). D. C. Gilman 1883 Cap. VIL 
The Monroe Doctrine, Tucker 1905 p. 2ff. 

*) Foreign Relations 8 p. 37 ff.; Moore,. Digest of Int. Law VI § 898 p. 12. 



Amtsantritts, den Satz bei, er wünsche „friedliche Beziehungen 
mit allen, verwickelnde Beziehungen mit keinem"^) und über- 
setzte diese Grundsätze in die Tat. Seine Befürwortung der Er- 
werbung von Louisiana steht vollkommen im Einklang mit seiner 
politischen Überzeugung betreffs internationaler Beziehungen. Die 
Ausschaltung eines möglicherweise störenden Nachbars ist nichts 
weiter als in die Tat umgesetzte Überzeugung. 

Später, als Jefferson fast das letzte Verbindungsglied zwischen 
der älteren und neueren Weltanschauung bildete, da taucht er 
noch einmal aus seiner Zurückgezogenheit hervor, auf die dringende 
Aufforderung Monroes, des damaligen Präsidenten. Mit unvermin- 
derter Kraft setzt er wieder seinen festen Glauben an die Nütz- 
lichkeit und Wirksamkeit der Grundsätze auseinander, wie sie in 
der Abschiedsadresse niedergelegt seien, als einer Eichtlinie für 
die Politik, der man bis in alle Zukunft folgen solle. „Unser erster 
Hauptgrundsatz", so schrieb er am 24. 10. 1823, „sollte sein^ 
niemals zu dulden, daß sich Europa in cisatlantische Angelegen- 
heiten einmischt. Amerika, Nord und Süd, hat eine Anzahl von 
Interessen, die von denen Europas verschieden sind, und vor allen 
Dingen seine eigenen. Deshalb sollte es auch ein eigenes System 
haben, getrennt und geschieden von dem Europas."®) 

Madison, in der Schule Jeffersons aufgewachsen und sein 
Nachfolger in der Präsidentschaft, wich nicht ab von den Verhaltungs- 
maßregeln den fremden Mächten gegenüber, wie sie von seinen 
beiden hervorragendsten Vorgängern, Washington und Jefferson, 
gegeben waren. Es war in der Tat zur Zeit seiner Amtsführung^ 
daß sie endgültig formuliert und gleichzeitig erweitert wurden. In 
Erwiderung einer vertraulichen Mitteilung an den Kongreß, worin 
er die Politik vorschlägt, zeitweilig Besitz von West-Florida zu 
nehmen, faßten die beiden Häuser in geheimer Sitzung am 15. 1. 1811 
einen Beschluß, den man als Vorläufer der Monroedoktrin, als 
eines Ganzen, ansehen darf, und der sicher die Urform des Teiles 
davon darstellt, der in den Erklärungen späteren Datums betreffs 
Kuba enthalten ist. 

Zur selben Zeit brachte der Kongreß ein Gesetz durch, das 

1) Moore, Digest of Int. Law VI §§ 898 p. 12-13. 

*) Jefferson's Works Vol. 7 p. 315; Lawrence, Principles of Int. Law 
1900 p.219; Fortnightly Review, Sept. 1898, The Origin and Intention of 
the Monroe Doctrlne, T. A. Cook. 
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den Präsidenten ausdrücklich ermächtigte, den Länderbezirk von 
Florida, teilweise oder ganz, in Besitz zu nehmen „für den Fall^ 
daß seitens einer auswärtigen Macht der Versuch gemacht werden 
sollte, besagten Länderbezirk ganz oder teilweise zu besetzen".^) 
Durch Einnahme dieser anmaßenden Stellung verkündigten Prä- 
sident und Kongreß eines der vornehmsten Eechte einer Nation^ 
nämlich das Recht der Selbstverteidigung und Selbsterhaltung. 
„Salus Eeipublica Suprema Lex." Und dieses Eecht müsse aus- 
geübt werden selbst auf die Gefahr hin, in den Bereich der 
souveränen Rechte einer anderen Nation einzudringen. 

Dieser Kongreßbeschluß war einen Monat vor dem Eintritt 
James Monroes als Staatssekretär in das Kabinett Madisons gefaßt 
worden. 

Bei der nächsten Gelegenheit, wo die Politik der „nationalen 
Isolierung" wieder geltend gemacht werden mußte, war Monroe 
der Präsident. Aus den drei springenden Punkten heraus, die 
schon vorher die exekutive Tätigkeit beherrscht hatten — nämlich 

1. Nichteinmischung Europas in die Angelegenheiten Amerikas; 

2. Nichteinmischung Amerikas in die Angelegenheiten Europas; 

3. Dazwischentreten der Vereinigten Staaten aus Gründen der 
Notwehr in Fällen, die die amerikanischen Kontinente direkt an- 
gehen — , entwickelte und verkündete Präsident Monroe diese 
Doktrin, die seitdem seinen Namen trägt.^ 

Geschichte der Monroedoktrin. 

Die Monroedoktrin als solche trägt das Datum vom 2. 12. 
1823, wo James Monroe, der fünfte Präsident der Vereinigten 
Staaten, ihre Prinzipien seiner siebenten jährlichen Botschaft an 
den Kongreß einverleibte. Es war wenig Neues darin; sie war 
bloß eine Wiederholung der Politik Washingtons gegen „politische 
Verbindungen" und der Politik Jeffersons gegen „verwickelnde 
Bündnisse" (entangling alliances) und des von Madison ausgespro- 
chenen Prinzips der „Intervention für Selbstverteidigung".^) 



^) 3. Amercain State Papers p. 571 ff. 

^) Evolution of the Constitution of the U. S. and History of the Monroe 
Doctrine, J. A. Kasson 1904 p. 225; Lawrence, Principles of Int. Law 1900 p.24S. 

*) A Century of American Diplomacy, J. W. Foster 1900 p. 438; Life 
of James Monroe, Morse 1898 p. 161 ; Life of James Monroe, Gelmaa 1883 
p. 178; Moore, Digest of Am. Int. Law VI § 93Ö p. 374—378. 
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Zwei ganz bestimmte Sätze in der Botschaft des Präsidenten 
von 1823 werden gewöhnlich als die Monroedoktrin zitiert. Der 
erste von diesen war veranlaßt durch einen Versuch Rußlands, ein 
Handelsmonopol in der Gegend der Beringstraße zu erzwingen, 
und zwar in einer in den Augen der amerikanischen Regierung 
größeren räumlichen Ausdehnung, als durch die tatsächliche russische 
Besitzergreifung des Länderbezirks, der jetzt als Alaska bekannt 
ist, garantiert war. 

In § 7 seiner Botschaft stellte der Präsident nach einer kur- 
sorischen Erwähnung der gegenwärtigen Zustände unseres nord- 
westlichen Territoriums den Satz auf: „Die Gelegenheit ist günstig 
gefunden worden zur Aufstellung eines Grundsatzes, in dem die 
Interessen der Vereinigten Staaten enthalten sind, nämlich daß die 
beiden amerikanischen Kontinente in Anbetracht der freien und 
unabhängigen Stellung, die sie errungen und sich erhalten haben, 
hinfort nicht mehr als Gegenstand für künftige Koloniegründungen 
seitens europäischer Mächte zu betrachten sind".^) 

In § 48 und § 49, wo er auf die Zustände in Spanien und 
Portugal und auf die Pläne der Heiligen Allianz zu sprechen 
kommt, heißt es weiter: „wir sind es deshalb der Offenheit und 
den freundschaftlichen Beziehungen, die zwischen den Vereinigten 
Staaten und jenen Mächten (nämlich den Verbündeten) bestehen, 
schuldig, zu erklären, daß wir in jedem Versuch ihrerseits, ihr 
System auf irgend einen Teil dieser Hemisphäre auszudehnen, eine 
Gefährdung unseres Friedens und unserer Sicherheit sehen müssen» 
In die bestehenden Kolonien und Schutzstaaten irgend einer euro- 
päischen Macht haben wir uns nicht eingemischt und 
werden es auch nicht tun. Was aber diejenigen Staaten 
betrifft, die ihre Unabhängigkeit erklärt und aufrechterhalten haben, 
und deren Unabhängigkeit wir gründlich in Erwägung gezogen 
und grundsätzlich anerkannt haben, so können wir ein Dazwischen- 
treten irgend einer europäischen Macht zwecks ihrer Unterdrückung 
oder zwecks Beaufsichtigung ihrer Geschicke in keiner anderen 
Weise ansehen denn als. eine Kundgebung einer unfreundlichen 
Gesinnung gegen die Vereinigten Staaten".^) 



^) Oppenheim, Int Law. 1906 I p. 189; Rivier, Principes du droit des 
gens. p. 404-406; UUman, Völkerrecht 1898 S. 310; v. Martens (Bergbohm) 
1886 S. 303; Zorn, Völkerrecht 2. AuH. 1903 S. 50. 

') Foreign Relations p. 250. 
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Man sieht, daß sich hier zwei verschiedene Proteste finden^ 
die nichts miteinander zu tan haben. Der eine bezieht sich auf 
künftige Koloniengründnngen, der andere auf Einmischung in die 
Angelegenheiten unseres Weltteiles. Sie waren das Resultat durch- 
aus verschiedener Umstände und waren zu verschiedenen Zwecken 
vorgebracht. Ihr Zusammentreffen in dieser Botschaft war rein 
zufällig. 

Verbot „künftiger Koloniengründung" betrifft, so 



~Amm 



AUVU( 



-—darüber nicht viel zu sagen. Ganz im Anfang des 

Irts war das Recht auf den nordwestlichen Länder- 

Nordamerika Gegenstand des Streites, da es von 

m, Rußland und den Vereinigten Staaten beansprucht 

cander I, der damalige Herrscher von Rußland, der 

Geist in der Heiligen Allianz war, trieb die Sache 

se, indem er im Jahre 1821 einen ükas erließ, worin 

is zum 51. Breitegrad als sein Eigentum proklamierte 

fremden Schiff verbot, näher als 100 Meilen an die 

Dzufahren, bei Strafe der Konfiszierung von Schiff 

rklärung von Monroe in § 7 ^) ist einfach eine Ableugnung 

he Englands, und noch notorischer derjenigen Rußlands, die 

Annahme gründeten, daß es auf der westlichen Halbkugel 

jilose Länderstrecken gäbe, die als Gegenstand der Er- 



ogesehen werden könnten, sei es durch Vorkauf, sei es- 
Recht der Entdeckung oder endlich der ursprünglichen 
eifung, d. h. durch Kolonisation. 
Die letzten Absätze der Botschaft, nämlich §§ 48 u. 49, ent- 
halten die wirksameren Bestandteile der Monroedoktrin und waren 
gerichtet gegen die heilige Allianz und ihre Restaurationsrepublik^ 
die sie mit so geräuschvollem Erfolg in Europa durchgesetzt hatte. 
In Amerika las man die Erklärung mit Stolz und Genug- 
tuung. Es sind hinreichend einleuchtende Gründe vorhanden für 
die begeisterte Aufnahme der Ankündigung des Präsidenten seitens- 
der Nation. Man fühlte instinktiv ihre ersichtliche und dauernde 
Anwendbarkeit in amerikanischen Angelegenheiten.*) In der Debatte 



1) V.Foreign Relations p. 909; v. Liszt, Völkerrecht 1907 S. 66; Redda- 
way, The Monroe Doctrine p. 13 ff. 

^ Rush, Memoranda p. 419; Law, Nineteenth Century and After, Dec^ 
1896 p. 860. 
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über die Panama-Mission im Jahre 1826 sagte Daniel Webster im 
Eepräsentantenhause in einer Rede über die Billigung der Monroe- 
Doktrin durch das Volk : „Sie stimmte ganz überein mit dem 
Fühlen des amerikanischen Volkes und fand die freudige Zu- 
stimmung des ganzen Landes".^) 

Alsbald wurde der Versuch gemacht, diesem Empfinden des 
Volkes Ausdruck zu verleihen in einem gemeinsamen Beschlüsse der 
beiden Kammern. Diese Resolution, deren Urheber kein Geringerer 
als Henry Clay war, kam indessen nie zustande, und eine andere 
Ton ähnlicher Tendenz, die etwas später eingebracht wurde, hatte 
dasselbe Schicksal. Politische Quertreibereien und Parteiwirtschaft 
waren inzwischen eingerissen.^) 

Nachdem wir so angekündigt hatten, daß wir uns nicht in 
europäische Angelegenheiten einmischen, dafür auch nicht dulden 
würden, daß die Staaten der alten Welt sich in die innere Politik 
der neuen Welt einmischen, wurde es bald notwendig, unsere 
Stellung den jungen Freistaaten von Südamerika gegenüber fest- 
zulegen. Es waren tatsächlich keine drei Jahre vergangen, als 
die Vereinigten Staaten durch Columbia und Mexiko formell ein- 
geladen wurden, Vertreter zu einem Kongreß der amerikanischen 
Republiken nach Panama zu schicken. Auf diesem Kongreß wurde 
offiziell ausgesprochen, man erwarte von den Delegierten : erstens, 
daß sie in Erwägung ziehen würden, auf welche Art und Weise 
man die Erklärung des Präsidenten der Vereinigten Staaten betr. 
jedes weiteren Versuchs einer auswärtigen Macht, auf irgend einem 
Teil dieser Halbkugel Kolonien zu gründen, wirksam machen 
könnte. Und man erwarte zweitens, daß sie Mittel und Wege 
finden würde, um allen Einmischungen des Auslandes in die 
innere Politik der amerikanischen Regierungen entgegenzutreten. 

Im Laufe einer Debatte über die Mission wurde im Repräsen- 
tantenhause von James Buchanan ein Antrag zur Beschlußfassung 
-eingebracht und von dieser Körperschaft angenommen, der folgender- 
maßen lautet: 

„Das Haus ist der Ansicht, daß die Regierung der Vereinigten 
Staaten auf dem Panamakongreß nicht anders als in einem diplo- 
matischen Charakter vertreten sein soll. Außerdem sollen die 



1) 3. Webster's Works p. 196. 

^) Moore, Digest of American Int. Law III § 940 p. 417. 



Vereinigten Staaten kein Schutz- oder Trutzbündnis mit allen oder 
einigen südamerikanischen Staaten abschließen oder in Verhand- 
lungen zwecks eines solchen. eintreten. 

Schließlich sollen sie sich mit keiner dieser Republiken auf 
eine gemeinsame Erklärung einlassen, die den Zweck hat, der 
Einmischung irgend einer europäischen Macht in die Unabhängig- 
keit und Regierungsform der Republiken zuvorzukommen oder gar 
einen Vertrag eingehen zwecks Verhinderung von Kolonien- 
gründungen auf dem Festlande von Amerika. Vielmehr soll dem 
Volke der Vereinigten Staaten freie Hand gelassen werden, im 
Falle einer notwendigen Entscheidung so zu handein, wie es sich 
mit den freundschaftlichen Gefühlen für die Freistaaten und mit 
ihrer eigenen Ehre und Politik zu dieser Zeit vereinbaren läßt".^) 

Auf diese Weise war unsere tatsächliche Stellung zu den 
Nationen der neuen Welt klargelegt und die Monroedoktrin fest- 
begründet. Europa gegenüber besagt sie folgendes: 

Wir dulden erstens keine weiteren europäischen Kolonien 
auf den amerikanischen Kontinenten; zweitens keine weitere Aus- 
breitung des europäischen politischen Systems auf irgend einem 
Teil der westlichen Halbkugel; drittens keine Einmischung Europas 
in die Angelegenheiten Amerikas. 

Den südamerikanischen Staaten gegenüber dient die Monroe- 
doktrin zur Befestigung folgender politischen Grundsätze: erstens, 
sie sollen kein Bündnis mit irgend einer auswärtigen Nation ab- 
schließen, noch sich einer Erklärung irgend eines dieser Staaten 
anschließen betr. Einspruchs einer europäischen Macht in ihre 
Angelegenheiten; zweitens, wir werden ihnen (nämlich den süd- 
amerikanischen Staaten) gegenüber im Falle einer „notwendigen 
Entscheidung so handeln, wie es sich mit unserer Ehre und poli- 
tischen Lage zu dieser Zeit vereinbaren läßt". Dies ist in Kürze 
„die doppelte politische Buchführung der janusköpfigen Monroe- 
doktrin", wie sie Professor Hübler in Berlin geschildert und ge- 
tadelt hat. 

Aus der ganzen Art und Weise, wie diese Politik angekündigt 
wurde, geht klar hervor, daß die Botschaft des Präsidenten Monroe 
nicht darauf berechnet war, eine Regel niederzulegen, die für irgend 



^) Moore, The Monroe Doctrine, Polltical Science Quarterly XI p. 8 ; 
Moore, Digest of Int. Law VI § 941 p. 420. 
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eine Macht oder für die Vereinigten Staaten als Teil des Völker- 
rechts bindend sein sollte/) Sie schuf nicht die geringste vertrags- 
mäßige Verpflichtung. Wie wir gesehen haben, weigerten sich die 
Vereinigten Staaten drei Jahre später, irgend welche Schritte zu 
tun, von denen man ein tatsächliches Versprechen an die süd- 
amerikanischen Repubh'ken herleiten konnte. Niemals war der 
Heiligen Allianz oder irgend einer Macht eine förmliche Mitteilung 
von der Doktrin gemacht worden. Die Botschaft des Präsidenten 
ist in der Tat ein Staatsdokument, aber nicht international. Nach 
Cooleys Definition ist eine Botschaft des Präsidenten nichts als 
ein Bericht der Exekutivbehörde, worin dem Kongreß die Lage der 
Union dargestellt wird, und worin der Präsident Vorschläge macht 
über solche Handlungen in der inneren und äußeren Politik, welche 
er gerade auszuführen für ratsam hält.^) In einer Antwort an den 
österreichischen Geschäftsträger nannte Webster, der damalige 
Staatssekretär, im Jahre 1850 die Botschaft eines Präsidenten 
„eine private Mitteilung an den Kongreß, von der fremde Nationen 
durchaus keine offizielle Kenntnis zu nehmen brauchen".^) „Die 
Verantwortlichkeit für die Handlungen hat der Kongreß zu tragen, 
die Vorschläge der Exekutive stellen nur die politische Ansicht der 
Regierung dar, haben aber selbstverständlich keinerlei bindende 
Kraft, weder für die gesetzgebenden Körperschaften, noch für das 
Volk im allgemeinen. Daher trägt Monroes Erklärung den Cha- 
rakter einer unabhängigen Politik, und ihre Auslegung und Aus- 
führung steht in dem alleinigen Belieben der Nation, deren oberster 
Beamter sie abgegeben hatte, und von dieser Meinung sind die 
Vereinigten Staaten niemals abgewichen. Monroes Erklärung 
konnte ipso facto auch keinerlei bindende Kraft für seine Nach- 
folger haben. Ihre gegenwärtige Wichtigkeit leitet sich im Gegen- 
teil von deren wohlerwogener und fortgesetzter Zustimmung her.*) 
Da die Monroedoktrin in ihrem Wortlaut in keiner starren Kegel 



*) Judson, The Growth of the American Nation (1897) p. 199 ; PoUock, 
Nineteenth Century and After, Oct. 1902; Rivier, Principes p. 408; Tucker, 
Monroe Doctrine p. 14; Woolsey, Introduction to the Study of International 
Law (1879) p. 56. 

2) Cooley, Principles of Constitutional Law (1880) p. 105. 

») Senate Executive Documents 92, 32. Congress 1. Session; Barclay, 
La doctrine de Monroe et Venezuela R. D. d. XXXIII p. 502. 

*) Martcns (Bergbohm) §77 S. 305. 
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festgelegt ist, wie etwa ein Statut oder eine politische Abmachung^ 
so ist kein Grand vorhanden, warum ihre Anwendung beschränkt 
werden sollte nur auf einander ähnliche Fälle. Die Frage in jedem 
einzelnen Falle ist nicht, ob die Tatsachen genau dem Wortlaut 
der Worte Monroes oder eines späteren Präsidenten oder Staats- 
sekretärs entsprechen, sondern es handelt sich darum, ob sie dem 
Geiste und dem allgemeinen politischen Grundsatze entsprechen, 
zu dem Monroes Botschaft die erste authentische Form geliefert 
hat. Was wir jetzt Monroedoktrin nennen und als 
Grundgedanken unserer auswärtigen Politik schätzen, 
ist das Prinzip, das Monroes Erklärung zugrunde lag, 
und nicht etwa diese Erklärung selbst. Die letztere 
war einfach eine einzelne Anwendung eines allgemeinen Grund- 
satzes und ist lediglich als Präzedenzfall wertvoll. Gerade wie 
eine gerichtliche Entscheidung nicht das Gesetz selbst, sondern 
eine Anwendung des Gesetzes ist, und wie ein Eechtsgelehrter 
einzelne Fälle studiert, um das Prinzip herauszuschälen, dessen 
Verkörperung sie darstellen, so sollten wir Monroes Erklärung 
studieren, um zu ihrem Grundgedanken oder ihrer Doktrin zu 
gelangen. 



Dunning. 



Zweiter Teil. 



Einleitung. 

Seit 1823 haben sich im Laufe der Zeit die Vereinigten Staaten 
aus einem relativ schwachen Staatswesen zu einer der ersten Welt- 
mächte entwickelt. Die republikanische ßegierungsform ist nicht 
mehr ein bloßer Versuch. Anstatt eine entschiedene Isolierungs- 
politik aufrechtzuerhalten, sind sie in den Kampfplatz der Welt 
hineingezogen worden. Anstatt abseits von der Gemeinschaft der 
Nationen zu stehen, sind sie ihrer eine geworden und in den Kreis 
ihrer wechselseitigen Tätigkeiten eingetreten. 

Die Monarchie heutzutage bedeutet auch nicht mehr das, 
was sie in den Tagen Ludwigs XVni. und Georgs IV. bedeutete. 
Die Gefühle der Monarchie gegenüber der Volksregierung haben 
sich sachlich geändert. Die Freiheit ist mit großen Schritten vor- 
gerückt, während der Despotismus bis an die Grenzen Asiens 
zurückgedrängt wurde. Das moderne Europa ist weit entfernt von 
dem Europa der absoluten und legitimistischen Souveräne wie 
Alexander I. von Kußland und Friedrich Wilhelm in. von Preußen. 
Heute ist uns der abgrundtiefe unterschied zwischen einer 
monarchischen und einer republikanischen Eegierung aus den 
Augen gekommen und wird, wie zu erwarten ist, in der Zukunft 
wenig mehr als eine Erinnerung sein. 

Daher wäre es ein gewaltiger Anachronismus, wenn wir in 
■der Gegenwart die Sprache von 1823 in toto erneuem wollten. 
„Die Zeiten ändern sich, und wir ändern uns mit ihnen." ^) Monroes 
Gedanken über das, was unserem Frieden und unserer Sicherheit 
gefährlich ist, sind tot; Monroes Gedanke aber, daß wir uns einer 
gefährlichen Intervention widersetzen müssen, ist eine lebendige 



^) vgl. Boutmy, Etüde de droit constitutioDel p. HO. 
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Macht in unserem heutigen nationalen Leben. Eine Intervention 
indessen, die er damals als gefährlich halten mochte, können wir 
heute rahig unbeachtet lassen. Es wäre ganz absurd, den Begriff 
der Gefahr, den eine Regierung über 7 Millionen hatte, einer 
Regierung über 80 Millionen aufzwingen zu wollen. Das Bereich 
der Gefahr ist zusammengeschrumpft mit dem Wachstum unserer 
Macht. 

Was die eine große Gefahr betrifft, gegen die die Monroe- 
doktrin gerichtet war, nämlich daß monarchische Einrichtungen in 
Amerika eingeführt werden könnten, so ist diese Gefahr nicht vor- 
handen. Als lebendiges Prinzip der amerikanischen Politik der 
Gegenwart basiert die Monroedoktrin nicht auf einer abstrakten 
Liebe zu Republiken und Haß gegen Monarchien, wenn auch dieser 
Schluß aus dem bombastischen Ausspruch des Staatssekretärs 
Olney vom Sommer 1895 leicht gezogen werden kann. Unsere 
Intervention in der Venezuelaangelegenheit von 1905 z. B. war 
nicht gegen das britische Reich als Monarchie gerichtet, sondern 
beruhte auf einer genauen wörtlichen Auslegung des von Monroe 
und John Quincy Adams festgelegten Grundsatzes, welcher jeder 
fremden europäischen Macht die Erwerbung von amerikanischem 
Gebiet — oder die Kontrolle über amerikanisches Gebiet verbot, 
Äuf Grund der Gefahr, die dies für die militärische Lage und 
politische Sicherheit der Vereinigten Staaten mit sich bringen 
würde. 

Seit dem spanisch-amerikanischen Krieg und hauptsächlich in 
seiner Folge sind die Vereinigten Staaten in eine neue Epoche 
eingetreten. Das alte Gefühl der Ruhe und Gleichgültigkeit, das 
eine Politik der Isolierung gab, ist vorbei. Wir sind eine der 
Weltmächte geworden, nehmen an den Lasten, die diese tragen, 
teil und nehmen die selbstlosen Verpflichtungen und Verantwort- 
lichkeiten, die die aufgeklärte Zivilisation des Zeitalters verlangt, 
auf uns. Unsere Matrosen kämpften Schulter an Schulter mit den 
Seeleuten Englands und Deutschlands, Frankreichs und Rußlands, 
Österreichs, Italiens und Japans, an den Toren des fernen Peking, 
um die berechtigten Forderungen der Zivilisation durchzusetzen. 
Unsere Diplomaten versammelten sich mit den europäischen Ver- 
tretern in Algeciras, um auf Marokko bezügliche Maßregeln zu 
diskutieren. Zweimal ist unsere Stimme auf der Konferenz im Haag 
gehört worden. 
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Als ein Glied der Weltfamilie haben die Vereinigten Staaten 
nicht nnr neue Machtgenossen, sondern auch neue Verantwortlich* 
keiten übernommen. Die Art von Kirchturmpolitik, die wir durch 
die Fortführung der Politik und Praxis der „nationalen Isolierung'^ 
erzeugt haben, hatte das Bestreben befestigt, die Auffassung von 
unseren Pflichten und Punktionen als Nation in enge Grenzen zu 
bannen, und war schuld daran, daß wir die Wichtigkeit der See- 
macht verkannten und mit Gleichmut auf den Verfall unserer 
Kriegsflotte und den Ruin unserer Handelsmarine sahen. Diese 
Idee hat Präsident Roosevelt, damals noch Vizepräsident, im Sep- 
tember 1901 in Minneapolis sehr gut ausgedrückt: „Die Vereinigten 
Staaten dürfen nicht davor zurückschrecken, ihre Eolle unter den 
großen Nationen zu spielen. Wir können jetzt nicht mehr umhin,, 
angesichts der andern Nationen Pflichten zu haben. "^) 

San Domingo. 

Die Mondroedoktrin bestimmt die politische Trennung der 
östlichen und westlichen Halbkugel, so wie sie geographisch ge- 
trennt sind, „Amerika den Amerikanern". Und um diesen Grundsatz 
von offenbar hohem Wert aufrechtzuerhalten und wirksam zu 
machen, wird es zur Pflicht der Vereinigten Staaten als der Vor- 
macht und dem tüchtigsten Staat der neuen Welt, die daraus er- 
folgenden Verantwortlichkeiten aufzunehmen. 

Als eine unoffizielle Definition der Monroedoktrin in ihrer neuen 
Phase kann man den Ausspruch, den Elihu Eoot, der gegenwärtige 
Staatssekretär, am 22. 12. 1904 getan hat, betrachten: „Wenn wir 
diese Lehre," sagte er, „die mit dem Leben und der Sicherheit unserer 
Nation auf das innigste zusammenhängt, aufrechterhalten wollen, 
so müssen wir, wenn wir zu den Mächten der alten Welt sagen: 
,Ihr dürft bei den Maßnahmen, die ihr zur Sühnung erlittenen Un- 
rechts ergreift, nicht bis zur Okkupation ihres Gebietes schreiten*,, 
ihnen gleichzeitig auch sagen, daß wenn je dieses Unrecht nicht 
auf andere Weise gesühnt werden kann, wir dafür sorgen werden,, 
daß dies geschieht." — In anderen Worten: „Das Korrelativ zu der 
Warnung an die fremden Mächte: Laß die Hand weg! (hands of) 
ist die Mahnung an uns selbst: legt Hand an! (hands on)!" „Wir 
können die Monroedoktrin", so erklärte er weiter, „nicht rechtfertigen,. 



^) Speech MiDneapolis 4. 9. 1901 ; New York Sun 5. 9. 1901. 
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wenn wir nicht auch sagen, daß die amerikanischen Republiken 
selbst gerecht sein müssen."^) 

„Es ist immer möglich", so fährt Mr. Root fort, „daß Ersatz 
eines Schadens oder Bestrafung eines Unrechts' zur Besitzergreifung 
von Gebiet führen kann. Wir können nicht zu fremden Mächten 
sagen: ,Ihr dürft, kein Gebiet besetzen zum Zweck, Schadensersatz 
zu erlangen oder Unrecht zu bestrafen*, wenn wir nicht selbst es 
übernehmen, daß Schadensersatz geleistet oder daß das Unrecht 
bestraft wird. Denn wir können sicherlich keine Stellung ein- 
nehmen, welche die Behauptung in sich schließt, daß unsere Macht 
ausgeübt wird, um Schadensersatz oder Sühnung von Unrecht zu 
verhindern." 

Präsident Roosevelts Haltung wird durch den Ausspruch be- 
leuchtet, „daß wenn wir eine Politik der Ausschließung wie die 
Monroedoktrin ankündigen, wir uns dadurch verpflichten zu der 
logischen und billigen (equitable) Folgerung dieser Politik. Es wäre 
unlogisch und unannehmbar, wenn wir Europa verhinderten, irgend 
einen jetzt freien und unabhängigen Staat des amerikanischen 
Weltteiles zu besetzen, und gleichzeitig alle Verantwortlichkeit 
für das internationale gute Betragen dieses Staates ablehnten. Die 
Behauptung eines Rechtes schließt die Anerkennung einer Pflicht 
in sich".^) Mit anderen Worten, die Vereinigten Staaten werden 
in einen modernen Don Quixote verwandelt, der immer bereit ist, 
dem Unrecht zu steuern und die Schwachen zu beschützen. 

Der unmittelbare Anlaß zu diesen Aussprüchen war die San 
Domingo-Affäre,®) aber sie beziehen sich ebenso auf die Zustände, 
die damals in Venezuela und später in Kuba herrschten. 

Als Regierung war San Domingo viele Monate hindurch un- 
fähig gewesen, Ausländern und deren Interessen irgend eine Art 
von Schutz angedeihen zu lassen. Außerdem war dies arme Land 
England, Belgien, Frankreich und Holland ungefähr 22 Millionen 
Dollars schuldig, es war bei den meisten dieser Schulden sowohl 
mit Schuld und Zinsen im Rückstand. 



1) Speech New England Dunner, New York 22. 12. 1904 zitiert in „Outlook" 
11. 2. 1905. 

^) Sen. Newlands, The San Domingo Question, North American Review 
June 1905. 

>) Moore, Digest of Int. Law § 962 VI p. 519. 
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In seiner Botschaft vom 16. 2. 1905^) faßt der Präsident die 
Situation folgendermaßen zusammen: „Die Verhältnisse in San 
Domingo wurden unerträglich, die auswärtigen Nationen empfanden, 
daß der einzige Weg, Zahlung für die Anspräche ihrer Angehörigen 
zu erlangen, der war, Gebiet zu erwerben oder die Zollverwaltung 
zu übernehmen, pie Monroedoktrion hat dies verhindert, und die, 
die aus derselben Nutzen ziehen, müssen zugleich mit den aus ihr 
erwachsenden Bechten gewisse Verantwortlichkeiten auf sich nehmen. 

Die Vereinigten Staaten müssen entweder an der üblichen 
Haltung der Nichteinmischung festhalten oder aktiv einschreiten, 
um die Vertragsrechte ihrer Bürger zu schützen. Die auswärtigen 
Regierungen treten hartnäckig gegen San Domingo wegen un- 
befriedigter Forderungen in Höhe von 22 Millionen Dollars auf. Wir 
müssen entweder den anderen Regierungen gestatten, Maßnahmen 
zur Wahrung ihrer Interessen zu ergreifen, oder selbst ein geeignetes 
Vorgehen einschlagen. 

Wenn der Welt die bona fides der Vereinigten Staaten in 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen bewiesen wird, so wird sicher die 
allgemeine Zustimmung zur Monroelehre die Folge sein, was eine 
Erweiterung des Bereiches friedlicher Beilegung internationaler 
Schwierigkeiten bedeutet." ^ 

Wie leicht einzusehen ist, hatten die Zustände auf der Insel 
einen solchen Grad der Unsicherheit erreicht, daß Untätigkeit von 
Seiten der Vereinigten Staaten für unsere freundlichen Beziehungen 
zu den europäischen Regierungen bedrohlich geworden war. 

San Domingo hat im Verlauf seiner Geschichte, von Anfang 
bis zu Ende, nahezu jede denkbare Regierungsform gehabt, von 
der despotischen Verwaltung, ausgeübt von europäischen Thronen, 
bis zu der kürzlichen Schreckensherrschaft. Es hatte der Reihe 
nach zu Spanien, Frankreich und England gehört. Seit der formellen 
Proklamation der Republik im Jahre 1844 hat es unzählige Diktatoren 
und Präsidenten, einige gute, viele schlechte, gegeben. Im Jahre 
1870 war die Annektion von San Domingo die am meisten disku- 
tierte Frage während Grants erster Verwaltung, wie Panama die- 
jenige der Regierung Roosevelts gewesen ist. General Grant be- 



^) Eine geheime Botschaft, Datum 15. Febraar, erst am 16. Februar ver- 
öffentlicht. 

^) Message of the President 16. 2. 1905 V 58. Congress 3. Session ; Moore 
VI §§ 962 p. 828. 
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günstigte mit Begeisterung die Annektion der Insel. ,,Die Erwerbung 
von San Domingo ist eine Anwendung der Monroedoktrin; es ist 
eine Maßregel des nationalen Schutzes, es ist die Behauptung 
unseres gerechten Anspruches auf einen kontrollierenden Einfluß 
über den großen Handelsverkehr, der bald von Westen nach Osten 
über den Isthmus von Danen sich hinziehen wird."^) Aber der 
Senat weigerte sich hartnäckig, den Vorschlag in Erwägung zu 
ziehen. Der Plan mißglückte, da er ein paar Jahrzehnte zu früh kam. 

Die Vereinigten Staaten waren damals noch keine Vl^eltmacht, 
ihre Kriegsflotte war unbedeutend, und der Gedanke, die Ozeane 
durch einen Kanal zu verbinden, wurde im Volk als Chimäre be- 
trachtet. 

Seit der Ermordung des Präsidenten Heureux im Jahre 1899 
waren acht nominelle Regierungen, verfassungsmäßige oder pro- 
visorische, auf der Insel eingesetzt und gestürzt worden.^) 

Vasquez verdrängte Figuerada, Ximenes stürzte Vasquez, und 
Vasquez verdrängte wieder seinerseits Ximenes; Woz-y-Gil setzte 
Vasquez ab, indem er zuerst eine vorläufige und dann eine ver- 
fassungsmäßige Verwaltung einrichtete. In wenigen Monaten in- 
dessen wurde diese Regierung wieder gestürzt durch Morales, 
während Woz-y-Gil und Ximenes wie Teufel kämpften, um Morales' 
Herrschaft zu brechen. Etwas über ein Jahr hatte Anarchie in 
wechselnder Form auf der Insel geherrscht, etwas über ein Jahr 
bestanden „drei Regierungen" nebeneinander, obgleich der Ge- 
brauch dieses Wortes in diesem Zusammenhang, in der Bedeutung 
irgend einer Kontrolle über ein Volk eigentlich ein Mißbrauch ist. 
Jeder Führer kämpfte gegen die beiden anderen. Der eine hatte 
sein Hauptquartier heute da, wo gestern ein gegnerischer „General- 
präsident" sich verschanzt hatte, und der folgende Tag konnte die- 
selbe Gegend in den Händen des Dritten finden. 

Morales indessen gelang es, der Opposition zu widerstehen, 
so daß er schließlich in der Lage war, einen Teil seiner Aufmerksam- 
keit vom Kampfe ab- und der Regierung zuzuwenden. Die natür- 
liche Folge dieser fortwährenden Unruhe war, daß das Land ziemlich 
tief in Schulden steckte. In der Tat war San Domingo in einem 

^) President Grant, 2 5^ Annual Message 1870; Blaine, Twenty Years in 
Congress Vol. II p. 458—461. 

^) Encyclopedia Brittanica, Ninth Edition, Haiti and San Domingo, Schult- 
heiß, Geschichtskalender 1904 IL 
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erschwerten Zustand des Bankerotts, ohne die Fähigkeit zu zahlen 
und ohne die Fähigkeit, entweder eine Regierung oder ein Finanz- 
system zu organisieren, um irgend einen Vergleich mit seinen 
Gläubigern und dadurch die allmähliche Tilgung seiner Schuld her- 
beizuführen. Ein Kompromiß hätte bei den damals bestehenden 
Verhältnissen nichts bedeutet; denn die Gläubiger wußten aus 
Erfahrung, daß nach der Bezahlung einiger wenigen Eaten wahr- 
scheinlich Zahlungsunfähigkeit eintreten würde infolge der revo- 
lutionären Zustände, die auf dieser Insel anscheinend mit fast der- 
selben unfehlbaren Regelmäßigkeit wie die Jahreszeiten aufeinander 
gefolgt sind.^) 

Morales, von Revolutionären und einer Schar Gläubiger um- 
lagert, schloß in der Hoffnung, die moralische Unterstützung der 
Vereinigten Staaten zu erlangen, die damals auf die Regelung der 
Forderungen amerikanischer Bürger gegen San Domingo drangen, 
mit dem Kapitän DiUingham von der amerikanischen Kriegsflotte 
ein Übereinkommen ab. Dieses bestimmte, daß die Zölle auf San 
Domingo von amerikanischen Beamten und alle ausländischen 
Schulden des Landes allmählich aber regelmäßig aus den Einkünften 
der Zölle bezahlt werden sollten. 

Drei Monate nachher wurde dieses Übereinkommen durch ein 
anderes ersetzt, welches in Kraft bleiben sollte, bis ein ähnliche Be- 
stimmungen enthaltender Vertrag von den beiderseitigen Regierungen 
ratifiziert werden konnte. Hiemach sollten über alle dominikanischen 
Zölle amerikanische Einnehmer gesetzt werden und 55Vo zugunsten 
der dominikanischen Gläubiger in New York deponiert werden, und 
<iie amerikanische Regierung sollte die Berechtigung der ausstehen- 
den Forderungen prüfen. 

Als dieses Protokoll-) dem Senat zur Ratifizierung vorgelegt 
wurde, erfuhr es hier heftige Angriffe. Nicht so wohl die Be- 
dingungen des Übereinkommens, als vielmehr die Art, wie es zu- 
stande gekommen war, forderte den Widerspruch dieser Körper- 
schaft heraus. Der Senat fand in dem selbständigen Vorgehen des 
Präsidenten eine nicht der Verfassung entsprechende Anmaßung 



^) Chroniques. Revue generale de droit International public XI 1904 
p. 95—105; Mayr, L'imperialisme americain et la doctrine de Monroe XII 1905 
p. 190. 

^) Senate Executive doc. 59. Congress, 2. Session, Protokoll abgedruckt 
bei Moore, Digest of Int. Law VI §§ 962 p. 518-528. 
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von Autorität zuungunsten des ihm, dem Senat, verfassungsmäßig 
zustehenden Kechtes, Verträge abzuschließen. Senator Teller klagte 
in seiner Rede am 23. 1. 1905 den Präsidenten ,.einer groben 
Kompetenzüberschreitung und einer groben Anmaßung der Hechte 
der legislative"^) in seiner San Domingo-Politik an. Sekretär Root 
änderte nun das Protokoll in der Weise ab, daß die formelle An- 
erkennung der Monroedoktrin ausgelassen war, während es doch 
genau nach dem Sinne der Monroedoktrin blieb, und ebenso der 
Paragraph gestrichen wurde, welcher bestimmte, daß die Vereinigten 
Staaten darüber entscheiden sollten, inwieweit die Ansprüche der 
Inhaber von dominikanischen Staatspapieren berechtigt sind, und in 
dieser Form wurde endlich der Vertrag am 9. 3. 1907 vom Senat 
der Vereinigten Staaten und am 3. 5. 1907 von der Deputierten- 
kammer von San Domingo ratifiziert. 

Durch die Bedingungen, auf die man sich zuletzt einigte, sind 
verschiedene beschwerliche und unter Umständen unangenehme Auf- 
gaben, die die ursprüngliche Fassung des Protokolls der Regierung 
auferlegten, von derselben genommen und ihr nur die Erhebung 
der Zölle gelassen worden. Nach der Urkunde in ihrer definitiven 
Gestalt soll der Präsident der Vereinigten Staaten die Beamten- 
anstellung, welche die dominikanischen Zölle so lange zu erheben 
haben, als die Papiere, die eine New Yorker Bankfirma ausgegeben 
hat, in Umlauf sind — eine Periode, die man verschieden, von 
20—40 Jahren, schätzt. Im weiteren stellt der Vertrag fremde 
Gläubiger dadurch sicher, daß er die dominikanische Regierung 
verpflichtet, ohne die Zustimmung der Vereinigten Staaten weder 
ihre öffentliche Schuld zu vergrößern noch ihre Einfuhrzölle zu 
verändern. Ausfuhrzölle darf die dominikanische Regierung nach 
Belieben verringern, aber nicht erhöhen, und Art. 7 erlaubt den 
Vereinigten Staaten, in San Domingo zu intervenieren im Falle, 
daß dessen Regierung die Ordnung nicht aufrechterhalten kann oder 
will. Unter diesen Bedingungen übernehmen die Vereinigten Staaten 
die Rolle des konstitutionellen Friedensvermittlers. 

Von dem Tage an, als unsere Bundesregierung bei der Blockade 
der venezolanischen Häfen durch die verbündeten Flotten dreier 
europäischer Mächte sich, wenn auch widerstrebend, passiv ver- 
hielt, wurde an jeder europäischen Börse vorausgesehen, daß die 



1) New York Sun 24. 1. 1905. 
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Vereinigten Staaten eine mit der Bezahlung ihrer Schulden ruck- 
ständige amerikanische Republik nur dadurch vor dem Schicksal 
Ägyptens bewahren könnten, daß sie zum Zweck des Ordnens der 
Verpflichtung und der Verteilung der Einkünfte zur Liquidation 
zwischen Gläubiger und Schuldner intervenierten. Das, so sah man 
ein, konnte die einzige mit der Monroedoktrin zu vereinbarende 
Lösung des schwierigen Problems sein, das sich aus der Venezuela- 
Affäre entwickelt hatte. 

So klar, so logisch, so unvermeidlich schien den ausländischen 
Beobachtern die unter dem Namen „Roosevelt-Corrallory"^) bekannte 
Folgerung aus der von Monroe eingenommenen Stellung, daß keiner 
von ihnen auch nur einen Augenblick an deren Annahme durch 
das amerikanische Volk und dessen Vertreter in den beiden Häusern 
der Bundeslegislatur zweifelte. Die unerwartete Verzögerung im 
Senat war in der Tat nichts mehr als eine Erscheinung schlechter 
Laune dieser Körperschaft, und das Ipso Dixit des Präsidenten 
wurde glücklicherweise als gültig betrachtet während der langen 
Periode der unnötigen sogen. Erwägung des Vertrages, bevor er 
ratifiziert wurde. 

Die herzliche Zustimmung der fremden Mächte und die ernste 
Bitte des Volkes von San Domingo machen es in diesem Falle 
leicht und einfach, einen Teil der internationalen Pflicht, die in 
der Monroedoktrin enthalten ist, zu erfüllen, und da in der Einleitung 
des Vertrages mit San Domingo die Vereinigten Staaten erklären, 
„die vollständige territoriale Integrität der dominikanischen Republik 
zu achten", werden wir wohl nicht in den Verdacht kommen, un- 
ehrlich zu handeln oder Vergrößerungsabsichten zu hegen. San 
Domingo wird unabhängig bleiben und sich selbst regieren, aber 
die Regierung der Vereinigten Staaten wird von jetzt an für dessen 
Wohlverhalten verantwortlich sein. 

Die zugrunde liegenden Prinzipien haben indessen eine weitere 
Anwendung als bloß diejenige, „daß die amerikanische Regierung 
auf das Verlangen der dominikanischen derselben Beistand leisten 
soll, daß der Kredit wiederhergestellt, die Ordnung aufrecht- 
erhalten, die Wirksamkeit der bürgerlichen Verwaltung erhöht und 
der materielle Fortschritt und das Wohl der dominikanischen 
Republik befördert wird". 2) Unsere Pflicht endigt keineswegs 

*) La GraDde Revue 24. 7. 1905. 
2 London Times 23. L 1905. 
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damit, San Domingo wirtschaftlich und politisch zu heben. Sowohl 
die Intpressen unserer eigenen Bürger wie diejenigen von An- 
gehörigen fremder Mächte haben Anspruch auf unsere Beachtung, 
und dieser Anspruch darf nicht vernachlässigt oder übersehen 
werden. Insofern, als die Monroedoktrin irgend einer souveränen 
Macht verbietet, das zu tun, was eigentlich von Hechts wegen 
allen souveränen Mächten zusteht, schließt sie, wenn man sie 
annimmt, von Natur aus das Vorhandensein entweder eines dazu 
befälligten Vertreters ein, der für diese Mächte in der ErfüUung 
ihrer Pflichten ihren eigenen Bürgern gegenüber handelt, oder das 
Vorhandensein eines Vermittlers, der in einer gewissen beschränkten 
Ausdehnung die Verpflichtungen des säumigen Schuldners und die 
Aufgabe, den Staat zur Erfüllung seiner Verpflichtungen in der 
Zukunft anzuhalten, auf sich nimmt. Wir müssen Verantwortlich- 
keiten übernehmen, wenn wir die Macht, andere zurückzuhalten, 
ausüben.^) 

Wenn wir fremden Nationen erlauben, zur Bezahlung der 
Schulden die Zölle mit Beschlag zu belegen, so sind wir den 
amerikanischen Bürgern,^) die z. B. auf San Domingo wohnen, gegen- 
über verpflichtet, dafür zu sorgen, daß ihre Ansprüche und Interessen 
nicht durch unberechtigte Bevorzugung anderer ausländischer 
Gläubiger benachteiligt werden. Die Politik der Vereinigten Staaten 
hat sich der Anwendung von Gewalt bei der Eintreibung von 
Forderungen ihrer Bürger gegen ausländische Regierungen ent- 
gegengesetzt. Dieser Grundsatz wurde vor mehr als einem Jahr- 
hundert von keinem geringeren Staatsmann als Alexander Hamilton 
energisch befürwortet. Allerdings neigte Andrew Jackson, der 
kriegerischste Bewohner, den das Weiße Haus jemals gehabt hat, der 
Theorie zu, daß eine Nation dazu verpflichtet sei, die Ansprüche 
ihrer Bürger gegen ausländische Regierungen aufzunehmen und sie 
sogar bis zum Krieg zu verfolgen. Aber jener weit klügere Staats- 
mann, Albert Gallatin, erklärte im Jahre 1835^) einen solchen 
Grundsatz für völlig unhaltbar, und dieser Präzedenzfall ist im 
allgemeinen konsequent befolgt worden.*) 



^) Moore, Digest of Int. Law VI § 962 p. 522, 523. 
2) Moore, Digest of Int. Law VI § 962 p. 522. 
^) Albert Gallatin (Statesman Service) p. 251. 
*) Mit Ausnahme von der Türkei 1901. 
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Die Folgen davon, daß wir bei dieser Politik bleiben, sind 
vom Präsidenten in folgenden Worten angegeben worden: „Wenn 
die Regierung der Vereinigten Staaten es ablehnt, zu handeln, um 
die Bezahlung ihrer Forderungen zu sichern, und wenn die anderen 
Staaten zum Handeln schreiten, dann hätten gemäß der Ent- 
scheidung des Haager Gerichtshofes in den VenuzuelafäUen die 
anderen das Recht zur vorzugsweisen Bezahlung ihrer Forderungen, 
und dies würde alle dominikanischen Einnahmen aufbrauchen und 
einer tatsächlichen Aufopferung aller Forderungen und Interessen, 
die Amerika auf dieser Insel hat, gleichkommen. Wenn überdies 
irgend eine solche Handlung von jenen ausgeführt werden sollte, 
so wäre die Besitznahme der Zollgebäude die einzige Methode, die 
sie in den Stand setzte, die Bezahlung ihrer Forderungen zu 
sichern, und in Anbetracht des Zustandes der dominikanischen 
Finanzen würde dies eine definitive und wahrscheinlich dauernde 
Besetzung von dominikanischem Gebiet bedeuten. Denn kein 
Termin würde der Zeit gesetzt werden können, welche zur Be- 
zahlung ihrer Verpflichtungen und nichtbefriedigten Ansprüche 
notwendig ist."^) 

Bis zu der Zeit, als die amerikanische Regierung die Blockade 
von venezuelanischen Seehäfen durch europäische Gläubigerstaaten 
zuließ und ihnen erlaubte, einen Teil der Einnahmen ihres Schuldners 
zur Bezahlung, nicht allein der Buße für begangenes Unrecht, 
sondern auch von gewöhnlichen Schulden zu beschlagnahmen, 
hätte unsere Regierung behaupten können, daß, was aus einem 
Vertrag herrührende Schulden anbetrifft, der Grundsatz „caveat 
emtor" Geltung haben sollte, und daß wir europäischen Regierungen 
nicht gestatten dürften, eine in der Bezahlung ihrer Schulden 
säumige amerikanische Republik mit Gewalt zur Befriedigung 
solcher Verpflichtungen zu zwingen. 

Roosevelts Administration war indessen nicht in der Lage, 
eine solche Stellung einzunehmen. Der Präsident hatte sich in 
der Botschaft vom 3. 12. 1901 durch die Behauptung festgelegt, 
daß die Monredoktrin eine Erklärung ist, „der zufolge keine 
territoriale Vergrößerung einer nichtamerikanischen Macht auf 
amerikanischem Boden stattfinden darf".*) „Sie hat keineswegs 

*) Message of the President 16. 2. 1905; Moore, Digest of Int Law 
§ 962 p. 222. 

2) Message of the President 3. 12. 1901. 
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die Absicht, gegen irgend eine Nation der alten Welt feindlich 
zn sein. Sie hat nichts zu ton mit den Handelsbeziehungen irgend 
eines amerikanischen Staates, außer daß sie, allerdings jedem von 
ihnen solche Handelsbeziehungen,^) wie er sie wünscht, zn pflegen 
erlaubt. Wir bürgen keinem Staat dafür, daß er nicht bestraft 
wird, wenn er sich nicht richtig benimmt, vorausgesetzt, daß die 
Bestrafung nicht die Form des Landerwerbs von irgend einer nicht- 
amerikanischen Macht annimmt.^' 

Die Administration war weiterhin durch Auslassungen des 
Staatsdepartements verpflichtet. Am 11. 12. 1901 hat der deutsche 
Botschafter, Herr v. Holleben, jenem Departement ein Memorandum 
vorgelegt, in welchem die deutsche Eegierung ihre Absicht an« 
kündigte, zu gewissen Zwangsmaßregeln gegen Venezuela zu greifen 
zur Befriedigung von Forderungen, die teilweise begründet waren 
auf Kontraktbruch, die beide nach den Erfahrungen, die man gemacht 
hatte, anders nicht erledigt werden konnten. Obgleich die deutsche 
Eegierung die Absicht zu haben erklärte,^) gewisse Zollgebäude 
zu besetzen, wenn andere Zwangsmaßregeln unwirkam sein sollten^ 
so versicherte sie doch in dieser Note, daß sie unter keinen Um- 
ständen bei ihrem Verfahren die „Erwerbung oder dauernde 
Okkupation von venezolanischem Gebiet im Auge hätte". 

Als Mr.Hay, der Staatssekretär, am 16. Dezember den Empfang 
dieser Note bestätigte, schrieb er, daß der Präsident die Höflichkeit 
der deutschen Regierung, die ihn mit den erwähnten Zuständen 
bekannt mache, zwar zu schätzen wisse, „aber sich nicht berufen 
fühlte, in die Erwägung der fraglichen Ansprüche einzutreten". 

Die Zwangsmaßregeln, die Deutschland erwogen hatte, wurden 
auf ein Jahr verschoben und dann in Verbindung mit den Regierungen 
von Großbritannien und Italien ausgeführt.^) Dem deutschen Präze- 



1) Moore, Digest of Int. Law VI § 967 p. 589, 590; Moore, Digest of 
Int. Law VI § 867 p. 586. 

«) New York Sun 12. 12. 1901; New York Tribüne 12. 12. 1901; Frank- 
furter Zeitung 13. 12. 1901. Vgl. Speck von Sternburg, German ambassador 
at Washington in North American Review May 1906 ; Foreign Relaüons 190ä 
p. 429-431; Moore, Digest of Int. Law VI § 967 p. 589, 594. 

') L'action correctare, anglo-germano et aUieur contre le Venezuela (Bas 
devant), Revue generale de droit international public XI 1904 p. 362; Staats- 
archiv Vol. LXVII Nr. 68 S. 303, Nr. 69 S.256. Annual Register 1902/03; Ver- 
handl. d. Reichstages VII Nr. 796 S. 4957—4959; Livre Bleu 1902. 
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denzfall folgend, machte der britische Gesandte am 13. 11. 1902 
der Eegierung der Vereinigten Staaten eine freimütige Mitteilung 
über seine Absichten. Auf diese Mitteilung erwiderte Sekretär 
Hay, daß „die Regierung der Vereinigten Staaten" es zwar bedaure, 
daß europäische Mächte gegen irgend eine südamerikanische Re- 
publik Gewalt anwendeten, „aber doch nichts einzuwenden hätten 
gegen die Schritte, die sie zur Erlangung einer Sühne für das 
von ihren Untertanen erlittene Unrecht tun würden, vorausgesetzt, 
daß kein Landerwerb beabsichtigt sei".^) 

Die Blockade wurde ausgeführt; aus friedlichen Maßregeln 
wurden Zwangsmaßregeln, die schließlich in tatsächliche kriege- 
rische Akte übergingen. Venezolanische Kriegsschiffe wurden zum 
Sinken gebracht, venezolanische Häfen bombardiert, und schließlich 
am 3. 6. 1903 wurden deutsche Truppen in Puerto Cabello gelandet 
und die Zollgebäude dieser Stadt gewaltsam besetzt.*) 

Der Verlauf der Ereignisse in Venezuela, der in Washington 
scharf beobachtet wurde, führte zu der Ansicht, daß sich eine 
derartige zwangsweise Besetzung von amerikanischen Zollgebäuden 
durch europäische Mächte mit der Monroedoktrin nicht vereinigen 
lasse. Denn hier wurde offenbar eine Kontrolle über das Schicksal 
eines amerikanischen Staates ausgeübt, wie sie Monroe vereitelt 
wissen wollte. 

Eine Rückkehr zu friedlichen Maßregeln war die erste Not- 
wendigkeit. Mit Berufung auf Art. 3 und 8 von Titel II der 
Haager Konferenz, die sich auf Vermittlung und „bons Offices" 
bezogen, bot die Regierung der Vereinigten Staaten ihre Vermittler- 
dienste an. Venezuela gab seine Zustimmung zu einem Schieds- 
gericht, und auf die Empfehlung des Präsidenten hin wurde die 
Ordnung der Angelegenheit dem Haager Gerichtshof übertragen. 

Es möge erinnert werden, daß die Regierung von Venezuela 
nicht ihre Verpflichtungen zurückwies, und daß ihr Widerspruch 
nur gegen die Methode des Eintreibens gerichtet war. Präsident 
Castro stützte sich auf die Calvo- und Dragodoktrin^) und erklärte, 



1) British and Foreign State Papers 1901/02 and 1903. 

2) Annual Cyclopaedia 1901 p. 783, 1902 p. 824—830; Moore, Digest of 
Int. Law § 967 p. 592. 

*) Calvo- und Dragodoktrinen. Von diesen beiden Doktrinen ist die 
Calvos die ältere. Er veröffentlichte sie 1868 in seinem Werk über Völker- 
recht, das den Titel trägt: Derecho Intemacional Teorico y Präctico de 
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daß die verschiedenen Forderungen gegen seine Regierung zuerst 
von einer gemäß den Gesetzen von 1873 und 1893 und von einem 
Drekret von 1901 ausgewählten Kommission auf ihre Berechtigung 



Europa y Amerika. Dort wird die Doktrin wie folgt definiert: „Amerika 
wird so gat wie Europa von freien und unabhängigen Nationen bewohnt, 
deren souveräne Existenz ein gleiches Anrecht hat wie jene auf Respektierung, 
und deren öffentliches Recht keine Einmischung irgend welcher Art duldet von 
selten eines fremden Volkes, sei es welches es will". Und so verficht er den 
Grundsatz, daß weder diplomatische noch bewaffnete Intervention als recht- 
mäfiige Mittel angesehen werden könnten zur Durchsetzung privater Ansprüche 
rein pekuniärer Natur, die auf Verträgen beruhen oder auf den Resultaten eines 
Bürgerkrieges, nämlich auf Ausschreitungen des aufständigen Mob. Kurz, 
Calvo möchte alle derartigen Ansprüche gleich da, wo sie entstehen, an die 
Gerichtshöfe verwiesen sehen, die sie dann zu entscheiden und endgültig zu 
erledigen hätten, und er möchte den fremden Nationen das Recht absprechen, 
auf dem gewöhnlichen Wege der Diplomatie oder aber mit Gewalt zu inter- 
venieren, um denjenigen ihrer Bürger oder Untertanen zu ihrem Recht zu ver- 
helfen, deren Ansprüche nicht die nötige gerechte und unparteiische Beurteilung 
durch die betr. Gerichtshöfe gefunden haben. Da die Calvodoktrin sich nur 
auf private Anrechte erstreckt, konnte man von selbst erwarten, daß im ge- 
eigneten Augenblick eine Doktrin aufgestellt würde zur Lösung der Frage der 
Staatsschulden. Dieser Moment trat ein, als im Jahre 19Ü2 Deutschland, Groß- 
britannien und Italien zur Blockade der venezuelischen Hafenorte schritten; 
die Doktrin wurde zum erstenmal ausgesprochen in einem Briefe vom 29. 12. 
1902, den Senor Drago, der argentinische Minister des Äußeren an Senor Merou, 
den argentinischen Gesandten in Washington, richtete. (Moore, Digest of Int. 
Law VI §967 p. 592/93. Über Dragodoktrin vgl. Antokoletz, La doctrine 
de Monroe et Tamerique latin 1905). Das Prinzip, das er anerkannt haben wollte, 
faßt er kurz folgendermaßen zusammen: „Staatsschulden können nicht die Ver- 
anlassung zu bewaffneter Intervention oder gar zu tatsächlicher Besetzung 
des Gebietes amerikanischer Nationen durch europäische Mächte bilden''. Die 
Blockierung der venezueUschen Gewässer durch Deutschland, Großbritannien und 
Italien bedeutete eine Verwerfung dieses Grundprinzips, und die Entscheidung 
des Haager Tribunals von 1904 betr. der Verzugsanrechte setzte eine entgegen- 
gesetzte Praxis fest. Da die Vereinigten Staaten die bewaffnete Intervention 
der drei verbündeten Mächte in Venezuela nicht verhinderten, so war es klar, 
daß die amerikanische Regierung das Vorgehen derselben als nicht in den 
Rahmen des Abschn. 3 der Monroedoktrin fallend betrachtete, der die Be- 
drückung südamerikanischer Republiken betrifft, und daß infolgedessen die 
Calvo- und die Dragodoktrin unabhängig von der Monroedoktrin als für sich 
bestehende Prinzipien zu betrachten sind, die mit dem eigenen Verdienst und 
Wert stehen und fallen müssen. Begünstigt werden diese zwei Doktrinen von 
einer Anzahl schwacher Republiken, von denen einige wegen ihrer Beständig- 
keit in hoher Achtung stehen, während andere wieder stets der Unbeständig- 
keit verdächtig sind; aber sie alle fürchten, daß die Großmächte Europas in 
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geprüft werden sollten. Das bedeutete eine ausschließlich aus 
Venezulanern bestehende Kommission. Die Ausdrücke von jedem 
dieser Gesetze verbürgten indessen das Recht der Berufung von 
dieser Kommission an den höchsten Gerichtshof der Republik.^) 

Die deutsche Regierung, darauf voll Argwohn gegen die 
Rechtlichkeit und Unbestechlichkeit der venezolanischen Gerichte, 
weigerte sich, einen solchen Vorschlag überhaupt zu erwägen. 

Dank der Vermittlung des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten einigten sich schließlich Venezuela einerseits und die 
blockierenden Staaten andererseits auf die folgenden Bedingungen: 

Nachdem die ausbedungene Summe an jede der blockierenden 
Mächte ausbezahlt und nachdem versprochen worden war, ein 
Drittel der Zolleinnahmen aus den Häfen Puerto Cabello und La 
Guayra zugunsten der fremden Gläubiger zurückzulegen und 
schließlich ein Vorzugsrecht der Ansprüche der blockierenden 
Mächte anzuerkennen, wurde die Sache dem Haager Gerichtshofe 
zur Erwägung und endgültigen Entscheidung übertragen. Das 
Urteil wurde am 22. 2. 1904 gefällt und war in jeder Hinsicht für 
die Gläubigermächte günstig. In bezug auf die Bevorzugung der 
Forderungen lief das Urteil dieser Körperschaft auf die Formu- 
lierung eines Grundsatzes hinaus, der den Zweck des Haager 
Gerichtshofes vollständig zunichte machte und der Sache nach eine 
Prämie auf kriegerische Maßregeln bei der Ordnung von finanziellen 
Verpflichtungen setzte. 

Die Wirkung einer solchen Entscheidung wie die des Haager 
Tribunals läßt sich leicht einsehen. Venezuela würde in kurzer 
Zeit zur Rolle von Tunis oder Ägypten herabgedrückt worden 
sein.®) Nachdem einmal die Souveränität seiner Gerichte ange- 
griffen war, würde es nicht mehr lange gedauert haben, bis die- 
selben wie in orientalischen Ländern beiseite geschoben und durch 
ein System ersetzt würden, welches die europäischen Mächte dort 



ihrer Begierde nach Ausdehnung ihrer Souveränität private oder Staatsschulden 
zu bequemen Vorwänden zur Besetzung und Annektierung jener Länder machen 
könnten. Gegner der beiden Prinzipien aber sind alle die stärkeren Mächte 
Buropas, wie es in der zweiten Haager Konferenz im Sommer 1907 klar 
gezeigt war. 

^) vgl. Rapello and Castello, North American Review April 1905. 

^) The ' Venezuela Question and the Monroe Doctrine. North American 
Review March 1903 (a Jeffersonian Democrat). 
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nach ihrem eigenen Muster geschaffen haben. Der Weg lag offen- 
bar zur unbegrenzten Ausdehnung des europäischen Einflusses und 
der schrankenlosen Ausübung von Gewalt durch eine europäische 
Macht. Die Trennung der Kontinente wäre vernichtet worden. 
Ein Präzedenzfall, der allen früheren amerikanischen Präzedenz- 
fällen entgegenstehen würde, wäre aufgestellt worden. Der 
atlantische Ozean als eine Schutzmauer wäre ausgeschaltet worden 
und die Vereinigten Staaten würden für die internationale Politik 
so nahe an Frankreich, Deutschland, Spanien und Italien gerückt 
werden, wie diese Länder einander nahegerückt sind. 

Präsident Roosevelt hat richtig gesagt: „Die Völker der drei 
Amerika können am besten gedeihen, wenn man sie ihr Glück auf 
ihre eigene Art sich schmieden läßt", und die Monroedoktrin ist 
bloß „ein Ausdruck unseres eigenen ganz festen Glaubens, daß 
man die Nationen, die jetzt auf diesem Kontinent existieren, sich 
selbst ihre eigene Zukunft bauen lassen muß".^) 

Es gab nur einen mit der Monroedoktrin vereinbaren Aus- 
weg aus dem Dilemma, in welches die Regierung der Vereinigten 
Staaten durch die Venezuela- Affäre gebracht worden war. Präsident 
Roosevelt erkannte das Mittel, die Folgen des Venezuela-Präzedenz- 
falles zu vermeiden. San Domingo gab dazu die Gelegenheit, die 
er begierig ergriff.*) Zuerst verkündet er in einem Brief an Elihu 
Root, der in New York bei der Feier des zweiten Jahrestages der 
kubanischen Republik am 20. 5. 1904 vorgelesen wurde, daß die Ver- 
einigten Staaten das Recht beanspruchen, das Benehmen der süd- 
lichen Nationen zu kritisieren und zu korrigieren. Zweitens hat 
er in dem „letter of acceptance" für seine Ernennung zum Präsi- 
denten denselben Anspruch auf Autorität betont. Nach der 
Erklärung, daß die Monroedoktrin niemals vorher so allgemein 
anerkannt worden war, fährt er in dem Brief fort: „Während wir 
die Rechte der schwächeren amerikanischen Republiken gegen 
fremde Angriffe aufrechterhalten, hat die Regierung keine Gelegen- 
heit versäumt, diese Republiken darauf aufmerksam zu machen, 
daß diejenigen, die Billigkeit suchen, mit reinen Händen kommen 
sollten, und daß, wer auch immer die Freiheit als ein Recht fordert. 



^) Speech 28. 8. 1902 Proetor Vermont. 

*) Senator Newlands, North American Review, June 190B, The San 
Domingo Question, 

Dunning. 3 
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die Verpflichtungen, die neben der Ausübung dieses Rechtes einher- 
gehen, auf sich nehmen muß". 

Weiterhin betont der Präsident in seiner speziellen Botschaft 
vom Februar 1906 an den Senat, daß, wenn wir die territoriale 
und politische Unverletzlichkeit der amerikanischen Republiken 
verbürgen sollen, und wenn wir unser Versprechen erfüllen sollen, 
daß ihr Geschick auf keinen Fall unter fremde Kontrolle kommen 
darf, ist es für uns unumgänglich geworden, darauf zu sehen, daß 
gerechte Schulden und Verpflichtungen, die diese Republiken ein- 
gegangen haben, bezahlt werden, so daß kein Vorwand für eine 
fremde Einmischung in ihre Angelegenheit vorhanden ist. 

Schließlich sind in der Vereinbarung mit San Domingo aus 
Worten Taten geworden und der Grundsatz sowohl formuliert wie 
ausgeführt, daß, wenn irgend eine amerikanische Schuldnerrepublik 
in die Hände eines Konkursverwalters gegeben werden soll, die 
Vereinigten Staaten dieses Amt übernehmen werden. 

Bei einer Rede über die Haltung der Regierung hat Staats- 
sekretär Root gesagt: „Die Erklärungen des Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten, die sich auf die Monroedoktrin beziehen, sind 
tatsächlich, „daß in bezug auf das, was wir den europäischen Groß- 
mächten auf diesem Kontinent nicht erlauben werden, wir auch 
nicht erlauben werden, daß sie dazu durch irgend eine amerikanische 
Republik gezwungen werden. Die Verpflichtung der Zivilisation, 
dafür zu sorgen, daß Recht und Gerechtigkeit von diesen Republiken, 
die wir mit starkem Atm gegen Bedrückung schützen, ausgeübt 
werden, ist eine Verpflichtung, die immer Seite an Seite gehen 
muß mit dem Recht, das wir behaupten".^) 

Kriegssekretär Taft hat dieselben Gefühle in einer wenig ver- 
schiedenen Sprache ausgedrückt, als er sagte: „Wenn die Ver- 
einigten Staaten Europa für das gute Betragen der amerikanischen 
Republiken verantwortlich sind, dann müssen sie gehört werden, 
wenn sie verlangen, daß diese Republiken ihr Haus in Ordnung 
bringen und so die gerechten Klagen der europäischen Mächte ver- 
meiden".*) 

Es möge daran erinnert werden, daß die Monroedoktrin, wie 
sie früher konstruiert worden ist, die Vereinigten Staaten nur 



^) London Times 8. 3. 1905. 
^) London Times 24. 6. 1900. 
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gegenüber den lateinisch-amerikanischen Republiken 
sie macht uns in keiner Weise für die Verfehlungen, die sich diese 
gegenüber europäischen Mächten vielleicht zuschulden kommen 
lassen, verantwortlich. Es war daher nicht deren Benehmen 
gegenüber Europa, sondern Europas Benehmen ihnen 
gegenüber, das zu beaufsichtigen die Vereinigten 
Staaten das Eecht beanspruchen, d.h. die alte Monroedoktrin 
versetzte uns in die absurde und unlogische Stellung des Vor- 
mundes eines Minderjährigen, der sein Mündel davor schützt, 
persönlich belangt zu werden, der es aber ablehnt, an dessen Stelle 
sich belangen zu lassen. Präsident Boosevelt nahm den logischen 
Standpunkt ein, daß, wenn wir zu europäischen Mächten sagen, 
„ihr sollt nicht die Eintreibung sogar von gerechten Forderungen 
gegen einen amerikanischen Schuldnerstaat erzwingen durch die 
Beschlagnahme des Gebietes des Schuldners oder durch irgend 
welche andere Maßnahmen, die darauf hinauslaufen, das Geschick des 
Schuldners zu berühren", wir uns dafür verantwortlich halten 
müssen, daß unser Mündel keine Handlungen begeht, die, wenn sie 
von nichtamerikanischen Staaten begangen werden, mit Beschlag- 
nahme von Gebiet bestraft werden können. 

In der Jahresbotschaft vom Dezember 1904 findet sich die 
erste formelle Darlegung der neuen Auffassung unserer inter- 
nationalen Pflichten unter dem Gesichtspunkte der Monroedoktrin, 
in diesem Schriftstück wurde die Monroedoktrin vereinigt mit der 
Blockade venezolanischer Häfen durch europäische Gläubiger- 
mächte, ebenso die folgende Sequestration der Zollgebäude von 
La Guayra und Puerto Cabello zum Nutzen der betreffenden 
Gläubiger. 

Der Präsident betont die Tatsache, daß die Vereinigten 
Staaten bei ihrer Intervention auf San Domingo nicht von Länder- 
gier getrieben worden sind, auch keine anderen Absichten als zum 
Vorteil dieses Landes hegen, und fährt dann fort: 

„Alles was dieses Land wünscht, ist, die benachbarten Staaten 
fest begründet, geordnet und blühen zu sehen. Jedes Land, dessen 
Volk sich gut benimmt, kann auf unsere herzliche Freundschaft 
zählen. Wenn eine Nation zeigt, daß sie es versteht, mit Ver- 
nunft, Tüchtigkeit und Schicklichkeit in politischen und sozialen 
Dingen zuhandehi, wenn sie Ordnung hält und ihre Verpflichtungen 
bezahlt, so braucht sie von den Vereinigten Staaten keine Inter- 
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vention zu fürchten. Chroüisches Unrechttun oder eine Ohnmacht, 
aus der eine allgemeine Lockerung der Bande der zivilisierten 
Gesellschaft hervorgeht, kann in Amerika wie auch anderswo 
schließlich eine Intervention durch irgend eine zivilisierte Nation 
erfordern und auf der westlichen Halbkugel kann unser Beharren 
bei der Monroedoktrin die Vereinigten Staaten, wenn auch wider- 
strebend, zur Ausübung einer internationalen Polizeigewalt in 
offenkundigen Fällen solchen Unrechts oder solcher Ohnmacht 
zwingen. 

Unser Interesse und dasjenige unserer südlichen Nachbarn 
ist in Wirklichkeit identisch. Sie haben große natürliche Keich- 
tümer, und wenn innerhalb ihrer Grenzen Gesetz und Gerechtigkeit 
zur Herrschaft gelangen, so wird Wohlstand sicherlich zu ihnen 
kommen. Solange sie den Grundsätzen der zivilisierten Herr- 
schaft gehorchen, können sie sich versichert halten, daß wir sie im 
Sinne hilfreicher und herzlicher Sympathie behandeln werden."^) 

Die Erziehung der schwächeren Mitglieder der Völkerfamilie 
ist eng verknüpft mit der nationalen Größe in Europa, indem fast 
jede Macht zur Beilegung von Verwirrungen jenseits der Grenzen 
ihres eigenen Gebietes Beistand geliehen hat. Es ist ebenso eine un- 
bestrittene Verantwortlichkeit der nationalen Stärke. Verschiedene 
Eegierungen vereinigten sich, um z. B. friedliche Zustände auf 
Kreta herbeizuführen, und internationale Kommissionen sind überall 
tätig, die Schuldenverhältnisse entfernter Staaten zu ordnen. 

Auf dem Kontinent ist diese Art der Intervention beinahe 
überall kollektiv, und deshalb hat man Einwände erhoben gegen 
die unabhängige und selbständige Handlungsweise der Vereinigten 
Staaten. Das Gleichgewicht der europäischen Mächte hat gemein- 
sames Vorgehen fast zu einer absoluten Notwendigkeit gemacht®) 
Seit dem 30. 3. 1856 z.B. hat ein förmlich anerkanntes „europäisches 
Konzert" bestanden zur Überwachung des ottomanischen Reiches, 
und das ist seitdem das Muster für viele ähnliche geworden. 

Aber die bei Kreta und Armenien gemachten Erfahrungen 



^) Schultheiß' Geschichtskalender (1904); Moore, Digest of Int. Law Bot- 
schaft des Präsidenten § 968 S. 596-597 (6. 12. 1904). 

') de LapradeUe, R. D. P. XIII p. 77; andere Meinungen Jaecquemyns, 
R. D. P. Vm p. 613 et seq.; Petin p. 357; Bluntschli, Droit Internationale 
codifie (französischer Text) 2. Ed. p. 255; de Pressenee, Revue politique et 
parlementaire XVI p. 454. 
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lassen einem kaum erfreuliche Resultate für die Entscheidung vieler 
erwarten, besonders wenn wir damit den günstigeren Erfolg ver- 
gleichen, den Rußland hatte, als es 1877 aus eigener Initiative 
und ohne fremde Beihilfe die Fesseln Bulgariens zerbrach, oder 
den wir hatten, als wir 1898 Kubas Bande lösten und das Joch der 
Bedrückung von ihm nahmen. 

In der neuen Welt sind die Verhältnisse augenscheinlich 
anders; die Möglichkeit des korporativen Vorgehens ist natürlich 
ausgeschlossen. Außerdem verhindert die Monroedoktrin, daß 
Europa unter irgend welchem Verwände interveniert. Anderer- 
seits ist Amerika, das man nicht eingeladen hatte, sich mit den 
Mächten in der türkischen Frage zu vereinigen, dadurch von 
jeder Verpflichtung befreit, Europa in Angelegenheiten, die den 
amerikanischen Kontinent betreffen, um Beistand zu bitten.^) 

Die Vereinigten Staaten sind indessen erst in letzter Zeit 
zu der Würde einer Weltmacht gelangt; die ganze Situation ist 
neu, und Präzedenzfälle als Regeln für die Politik fehlen. Der 
Friede auf San Domingo ist indessen von höchster Wichtigkeit für 
diese Insel, wenn sie Schritt halten soll mit den Fortschritten der 
Zivilisation, und ebenso von höchster Wichtigkeit für die Ver- 
einigten Staaten bei der Verwirklichung ihres Planes, den Isthmus 
von Panama in eine Verkehrsstraße von internationalem Nutzen 
zu verwandeln. 

Wie sich aber aus den Worten des Präsidenten schließen 
läßt, wünschen wir nicht San Domingo, als ganzes wenigstens nicht, 
gewiß nicht. Aber Pflicht und Begehrlichkeit sind materiell ver- 
schieden. Die Gesellschaft wünscht nicht die Irrsinnigen und nicht 
die Armen, aber sie ist gezwungen, für beide zu sorgen. Die Ver- 
einigten Staaten suchen nicht die Gelegenheit, San Domingo zu 
beruhigen und zu zivilisieren, aber sie sind sich der traurigen 
Wahrheit bewußt, daß der „Polizist" der karibischen Zone vor den 
dort herrschenden Zuständen die Augen nicht schließen kann. Die 
San Domingo- Affäre ist unfraglich ein Präzedenzfall; denn die dort 
herrschenden Übelstände finden sich in fast jeder zentral- oder 
südamerikanischen Republik wieder. Die politische Unsicherheit 
und die schlechten finanziellen Verhältnisse dieser Republiken, die 
Verachtung, die sie sowohl für die Rechte von Ausländern, die 
sich in ihrem Gebiet niedergelassen haben, wie für die Rechte 
ihrer ausländischen Gläubiger an den Tag legen, alles dies sind 
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Gegenstände, die sich fortwährend der allgemeinen Aufmerksamkeit 
aufdrängen. Beinahe alle kämpfen mit ausländischen Schwierig- 
keiten, beinahe alle werden ausgesogen und ausgebeutet vermittelst 
fremden Ländern verliehenen Konzessionen, fast alle werden von 
Unordnung und Gewalt statt von Ordnung und einer guten Ee- 
gierung beherrscht. Sie alle sind unter dem Schutz der Monroe- 
doktrin, die ursprünglich von den Vereinigten Staaten nicht so- 
wohl als ein Mittel des Schutzes für jene als der Verteidigung 
für uns selbst proklamiert worden ist. Indem sie diese Doktrin 
sich zunutze machen, weigern sie sich, ihren finanziellen und 
sonstigen Verpflichtungen nachzukommen, und haben sich oft in 
einer Weise benommen, die einen zur Verzweiflung bringen könnte. 
Um unseres eigenen Interesses willen hat die Monroedoktrin die 
Vereinigten Staaten gezwungen, diese Kepubliken zu beschützen, 
mochten sie im Recht oder im Unrecht sein, und unsere moralische 
Stellung ist dabei nicht immer beneidenswert gewesen. San Do- 
mingo ist typisch, Revolution ist auf Revolution gefolgt; dem 
Namen nach republikanisch, ist die Regierung der Tat nach mili- 
tärischer Despotismus gewesen. Gelder sind geliehen und Schuld- 
scheine ausgegeben worden zu kolossalem Diskonto; dann wurde 
der Zins nicht bezahlt, und wenn die fremden Regierungen die 
Forderungen ihrer Bürger betrieben, so verhinderte die Herrschaft 
der Mißregierung und der Anarchie die Bezahlung. Konzessionen 
wurden freigebig gewährt und rücksichtslos zurückgezogen oder 
abgeändert.^) Europäische Regierungen, die sich seit kurzem daran 
gewöhnt haben, vermittelst friedlicher Blockade, Besetzung von 
Häfen und Gebiet die Forderungen ihrer Untertanen gegen säumige 
Staaten einzutreiben, werden von ähnlichem Vorgehen auf der 
westlichen Halbkugel durch das Veto. der Monroedoktrin abgehalten. 
Wenn wir auf der Fortexistenz dieser Schranke bestehen, so 
bestehen die europäischen Regierungen mit vollem Recht entweder 
darauf, daß wir dergestalt handeln, daß diese Verwicklungen bei- 
gelegt werden, oder darauf, daß wir auf die Seite treten und ihnen 
zu handeln gestatten. Im letzteren Falle könnte die friedliche 
Blockade in einen Krieg übergehen und die Eintreibung der 
pekuniären Forderungen eines einzelnen Bürgers mit einer dauernden 
Besetzung und Kontrolle durch die Regierung enden. 

') Roosevelt-Bo tschaft, Moore, Digest of Int. Law VI 6. 12. 1904 § 898 
p. 31-32. 
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San Domingo bot einen konkreten Fall. Es stand außer 
Frage, die Insel wie ein verlassenes Wrack im Ozean treiben zu 
lassen; etwas mußte getan werden, es war nur die Frage durch 
wen. Die Verhältnisse von Grants Zeiten wiederholten sich in 
vergrößertem Maßstabe. Die Alternativen waren dieselben. Wenn 
die Vereinigten Staaten nicht eine Änderung herbeiführten, so 
würde dies durch eine europäische Regierung geschehen. Präsident 
Eoosevelt sprach die herrschende Meinung aus, als er freimütig 
erklärte, daß er persönlich es immer vorziehen würde, daß die 
Vereinigten Staaten einschritten und irgend ein Arrangement zu- 
stande brächten, eher als daß wir ein anderes Land mit Waffen- 
gewalt hereinkommen und während der Ordnung seiner Ansprüche 
die Zollgebäude besetzen ließen, obgleich er die Möglichkeit aner- 
kannte, daß wir zu einem ähnlichen Vorgehen einmal gezwungen 
werden könnten. 

Drei Wege standen zur Erledigung der San Domino-Frage offen. 
Der eine war, auf selten der europäischen Nationen, deren Bürger 
unbefriedigte Forderungen gegen die Regierungen von amerika- 
nischen Ländern haben, welche die letzteren entweder infolge 
Mißregierung oder Unordnung nicht erfüllen können oder infolge 
Korruption und Unehrlichkeit nicht erfüllen wollen, gegen solche 
nachlässige Staaten alle Machtmittel anzuwenden, die nötig sind, 
die Befriedigung dieser Forderungen durchzusetzen, während unsere 
Regierung nur darauf bestand, daß Gewalt nur zeitweilig ange- 
wendet werde und nicht mit der dauernden Besetzung des Landes 
oder der Ersetzung der eigenen durch eine fremde Regierung 
enden würde. 

Aber ein solches Zugeständnis an fremde Mächte enthält den 
Keim zu einem Kriege, den die Ereignisse zur Entfaltung bringen 
könnten. Die Gefahr, die hinter dieser Politik lauerte, ist, daß es 
nicht immer leicht ist, einen Besitz, den man einmal erworben hat, 
wieder fallen zu lassen, und daß sich sehr viele gute Gründe für 
seine Aufrechterhaltung finden lassen. So wäre es am Ende nötig, 
mehr Gewalt anzuwenden, um die Monroedoktrin auszuführen und 
die fremde Regierung hinauszudrängen, als wir ursprünglich ge- 
braucht hätten, um das amerikanische Land zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen zu zwingen. Ägypten zeigt die Möglichkeiten, die 
in einer solchen Politik liegen. Die feste Stellung, die Groß- 
britannien unter nicht unähnlichen Umständen dort errungen hat. 
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wird es so lange nicht aufgeben, solange es die Macht hat, sie zu 
behaupten. Niemand wird so leichtgläubig sein, daß er meint, 
das Band, welches das Land der Pharaonen mit dem britischen 
Reiche vereinigt, werde jemals mit der Einwilligung der stärkeren 
Macht gelöst. Ägypten ist noch mehr wie Kanada und Australien 
ein Anhängsel von England und wird das wohl in alle Zeit 
bleiben. 

Ein zweiter Ausweg für die Vereinigten Staaten wäre ge- 
wesen, es für einen Teil der Monroedoktrin zu erklären, daß sie die 
unbezahlten kontraktlichen Verpflichtungen eines amerikanischen 
Staates nicht als triftigen Grund für irgend eine fremde Inter- 
vention anerkennen würden. Das wäre ein Beispiel dafür, daß 
eine Macht ersten Ranges sich bewußt dem Fortschritt entgegen- 
stellt. Das würde die amerikanische Regierung zum Mitschuldigen 
der Anarchie und Unordnung in den Regierungen des Südens 
machen und würde das endlose Anwachsen und die Fortdauer 
dieser Zustände bedeuten. 

Der dritte Ausweg war, daß die Regierung der Vereinigten Staaten 
den kühlen Standpunkt einnahm, den der Präsident angedeutet 
hatte, nämlich allen amerikanischen Republiken zu erklären, daß 
die Vereinigten Staaten es unter keinen Umständen dulden würden, 
daß jene die Pflichten der Zivilisation vernachlässigen; daß, wenn 
sie es unterlassen, ihre Schulden zu bezahlen, sie zum Bezahlen 
gezwungen werden würden; daß man sie nötigen würde, 'die Ord- 
nung aufrechtzuerhalten und ein gutes Regiment durchzuführen; 
daß die Vereinigten Staaten, wenn nötig, durch bewaffnete Inter- 
ventionen Ehrlichkeit, Frieden und geordnete Verhältnisse erzwingen 
würden. In diesem Falle würde die Monroedoktrin aufhören, eine 
prophylaktische und Präventivmaßregel zu sein, und dafür ein 
Heilungs- und Besserungsmittel werden. 

Kuba und der spanische Krieg. 

Die Verhältnisse auf Kuba erreichten im Jahre 1898 eine 
Krisis. Der Krieg zwischen den Vereinigten Staaten und Spanien, 
der schon längere Zeit drohend bevorstand, wurde zum Ausbruch 
gebracht durch die Explosion der „Maine" — eine Katastrophe, 
die noch heute in tiefstes Dunkel gehüllt ist. Die geographische 
Lage der Insel Kuba in nächster Nähe des südöstlichen Teiles 
des amerikanischen Festlandes und mitten in den Karaibischen 
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Gewässern gab ihr eine strategische und kommerzielle Bedeutung, 
die schon die Gründer der Republik vollauf erkannt hatten. Die 
Besetzung und Annexion von Florida im Jahre 1819 steigerte die 
Wichtigkeit der Insel für unser Land unermeßlich. 

Schon 1823, also nahezu gleichzeitig mit der Formulierung 
und Verkündung der Monroedoktrin, finden wir den Grundsatz des 
Schutzrechtes über Kuba und den Anspruch auf Heimfall der 
Insel an Amerika im Falle eines Wechsels der dieselbe kontrol- 
lierenden Macht ausgesprochen durch den damaligen Staatssekretär 
John Quincy Adams, den mutmaßlichen Urheber der Monredoktrin. ^) 
Ein Krieg zwischen Frankreich und Spanien konnte jeden Augen- 
blick losbrechen, und in diesem Falle wären sowohl amerikanische 
als europäische Interessen bedroht gewesen. Mit dem klaren Blick 
für alles Politische, der seine Laufbahn als Leiter der auswärtigen 
Angelegenheiten kennzeichnet, hatte Adams das erkannt; er richtete 
am 28. 4. 1823 einen Brief an Mr. Nelson, den amerikanischen Ge- 
sandten in Madrid,*) worin er erklärte: „Wie auch dieser Krieg 
ausgehen mag, so kann man doch gewiß sein, daß Spaniens Herr- 
schaft über Nord- und Südamerika unwiederbringlich verloren ist. 
Aber die Inseln Kuba und Porto Rico bleiben noch dem Namen 
nach und wenigstens so weit wirklich von Spanien abhängig, daß 
dieses noch die Macht hat, seine Herrschaft über jene und den 
tatsächlichen Besitz derselben auf andere Staaten zu übertragen. 
Die beiden Inseln gehören ihrer ganzen Natur nach zum nord- 
amerikanischen Kontinente, und eine von ihnen, die nahezu in 
Sehweite unserer Küste liegt, ist aus mannigfachen Gründen von 
allergrößter Bedeutung für die kommerziellen und politischen 
Interessen unserer Union geworden". 

Er fährt fort: „Der Übergang Kubas an Großbritannien wäre 
den Interessen der Union durchaus entgegen. Schon drängt sich 
uns bei unsem Beratungen die Frage auf, ob wir das Recht und 
die Macht haben, dieses Ereignis zu verhindern, und zwar wenn 
nötig, durch Gewalt. Die Regierung wird aufgefordert, ihre Pflicht 
der Nation gegenüber zu erfüllen und zum mindesten alles zu tun. 



^) W. C. Ford, Adams, bis connection with the M. D. (1898) p. 2; J. W. 
Fostes, Saturday Evening Post 3. IL 1900. 
«) V Am. State Papers p. 408. 
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was in ihrer Macht steht, sich gegen diese Eventualität zu sichern 
und sie abzuwenden".^) 

Hier haben wir ein klares und ausgesprochenes Bekenntnis 
zur Politik, Spanien in seinen Besitzungen Kuba und Porto Rico 
zu schützen, mit dem Vorbehalt, daß diese Inseln von Spanien an 
keine andere Macht übertragen werden dürfen. Wenn sie je 
von Spanien getrennt werden sollten, dann müssen sie entweder 
unabhängig werden oder aber an die Vereinigten Staaten fallen. 

Im Jahre 1826 wurde Adams, der unter Monroe Staatssekretär 
gewesen war, Präsident. An die Spitze des Auswärtigen Amtes 
trat Henry Clay. Ludwig XIV. blickte achtsam und begierig zu- 
gleich auf Westindien. Staatssekretär Clay benützte die Gelegen- 
heit, von neuem den Standpunkt der Vereinigten Staaten in der 
Sache der Inseln zu betonen. In einem Brief vom 25. 10. 1825 
wies er Mr. Brown,^) den amerikanischen Gesandten in Paris, an, 
zu erklären, „die Vereinigten Staaten wünschten ihrerseits keine 
Veränderung in der politischen Lage Kubas; sie seien zufrieden, 
wenn es wie jetzt so auch später ihrem Handel offen bliebe; 
aber sie könnten nicht gleichgültig zusehen, wenn es aus der Hand 
Spaniens in die einer andern europäischen Macht überginge". 

Calhoun, der zur Zeit, als die Monroedoktrin formell aus- 
gesprochen wurde, Mitglied des Kabinetts Monroe war, erklärte 
in einer Rede im Senat am 15. 5. 1848 mit Nachdruck: „Solange 
Kuba in der Hand Spaniens bleibt, sollte, wie es bisher der Fall 
war, die Politik einer jeden Regierung darauf hinausgehen, es un- 
gestört darin zu lassen, mit der strikten Bestimmung jedoch, daß 
Kuba im Falle einer Losreißung von Spanien an niemand anders 
als uns übergehen darf".^ 

Die Politik von Adams, Clay und Calhoun in bezug auf die 
spanischen Besitzungen in der karaibischen See ist von den 
folgenden Regierungen und unter den verschiedensten Umständen 
fest und beständig aufrechterhalten worden. Die Vereinigten 
Staaten schreckten auch nicht von der Verpflichtung zurück, die 



1) Moore, Digest of Int. Law VI § 931 p. 383, 

^) Benoit, L'Espagne, Cuba et les Etats-Unis p. 81 ; Moore, Digest VI 
§ 940 p. 418. 

^) Calhoon's Works p. 456 ff.; Congressional Globe, 30. Gongress 1. Session; 
Stofleton, Political Life of George Canning, Vol. III p. 154— 156; Tucker, 
Monroe Doctrine (1905) p. 81. 
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das Bekenntnis zu dieser Politik in sich schließt; während sie 
Spanien verhinderten, die Inseln an irgend eine andere Macht 
übergehen zn lassen, zögerten sie auch nicht, ihm den sicheren 
Besitz derselben zu garantieren. 

Im Jahre 1840 wies der Staatssekretär Forsjrth den amerika- 
nischen Gesandten in Madrid, Mr. Vau, an, „der spanischen 
Regierung zu versichern, daß sie sich im Falle eines Versuchs 
von irgend welcher Seite, ihr dieses Stück ihrer Besitzungen zu 
entreißen, mit Sicherheit auf die Land- und Seestreitkräfte der 
Vereinigten Staaten verlassen könne zur Bewahrung oder Wieder- 
erlangung desselben".^) ^ 

In Wirklichkeit bedeutete das nichts anderes als die Über- 
nahme des Protektorats über Kuba zugunsten Spaniens, und ohne 
Zweifel wäre Kuba in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts 
entweder von Frankreich oder von Großbritannien annektiert 
worden, wenn Amerika jene Politik nicht wirksam und nach- 
drücklich aufrechterhalten, oder wenn es sie, wenn auch nur für 
kurze Zeit, vernachlässigt hätte. 

Die Übernahme einer derartigen Autorität und Verpflichtung 
legte jedoch den Vereinigten Staaten noch eine weitere Pflicht 
auf, nämlich die moralische Verantwortlichkeit für Spaniens Regiment 
in Kuba. Von dem Tage an, da wir Spanien im Besitz der Insel 
schützten und erhielten, waren wir verantwortlich dafür, daß es in 
ihrem Besitz blieb, sowie für den Gebrauch, den es davon machte. 
Wenn die Herrschaft Spaniens über Kuba so schlechte Resultate 
zeitigte, daß daraus ein internationaler Skandal entstand, so waren 
wir dafür verantwortlich. Andere Staaten hätten sicher eingegrifEen, 
um die mißliche Lage zu bessern; so aber versperrte die Monroe- 
doktrin jeden Weg. Diese Verantwortlichkeit war es, die schließ- 
lich den Vereinigten Staaten das Recht gab, Spanien Vorstellungen 
zu machen wegen seiner schlechten Verwaltung in Kuba, und dann, 
als diese Vorhaltungen fruchtlos blieben, mit Waffengewalt einzu- 
schreiten. 

Die Vereinigten Staaten zeigten sich langmütig.®) Während 
des zehnjährigen Krieges auf Kuba, von 1868 — 1878, ließen sie 



*) Wharton, Int. Digest p. 373. 

^) Callahan, Cuba and International Relations 1899 p. 482; de Clivart, 
La question Cubaine, Revue generale de droit international public V (1898) 
p. 358 und XII (1905) p. 469. 
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sieh die unverschämtesten Herausforderungen und Beleidigungen 
gefallen. Mit dem Vertrag von Zanjan fanden die Kämpfe formell 
ihr Ende. Die totale Erschöpfung der Kubaner und die glänzenden 
Versprechungen von selten Spaniens brachten den Frieden zustande. 
Aber schon dort war gleich ersichtlich, daß die Erfüllung der Be- 
dingungen, die Spanien auf sich genommen hatte, nie zur Tatsache 
werden, sondern eher auf die Täuschung hinauslaufen würde. Aller- 
dings ist es wahr, daß die spanische Verfassung in ihrer Gesamt- 
heit auf Kuba ausgedehnt und das spanische Zivilprozeßrecht nebst 
dem spanischen bürgerlichen Gesetz auf der ganzen Insel durch- 
geführt wurden. Weitere Reformen und Verbesserungen wurden 
noch ins Leben gerufen, aber niemals zur Durchführung gebracht. 
Aber ebenso gewiß ist es, daß dadurch die drückenden Verhältnisse 
in Kuba in keiner Weise gemildert wurden.^) Im Jahre 1893 brach 
wieder eine Eevolution aus, und die Unabhängigkeit der kubanischen 
Republik wurde verkündet. Die Vereinigten Staaten bewahrten 
dabei eine strikte Neutralität. Dennoch wurden die Angehörigen 
der Union von den spanischen Behörden in Kuba höchst unfreund- 
lich und schlecht behandelt, ihr Handelsverkehr mit der Insel 
wurde nahezu vernichtet. Schließlich flog im Februar 1898 das 
amerikanische KriegsschifE „Maine", das zur Ausführung eines 
friedfertigen und freundlichen Auftrags im Hafen von Havanna 
Anker geworfen hatte, in die Luft, wobei 256 Offiziere und Mann- 
schaften ihren Tod fanden. Der Verdacht wandte sich sofort einer 
bestimmten Richtung zu, und die folgende Untersuchung diente 
nur dazu, den unbestimmten Argwohn, den die Mitbürger der un- 
glücklichen Mannschaft hegten, zu bestärken, statt ihn zu zer- 
streuen.*) 

Unterdessen geschahen im Kriege auf Kuba auf beiden Seiten 
die abscheulichsten Ausschreitungen und Schändlichkeiten. Sie er- 
reichten ihre Höhe, als der spanische GeneralgouvemeurWeyler — 
„der Mann aus Blut und Eisen", wie er begeistert von den Spaniern 
genannt wurde, während ihn die Amerikaner als den „Metzger" 



^) Preiß, Kuba unter spanischer Regierung (1897), hat diese Reformen 
und deren Urkunden gesammelt und abgedruckt; vgl. Desjardins, L'insurrection 
cubaine et le droit de gens. 15. 7. 1896 p. 369, Revue de Paris. 

^) Für eine ausgezeichnete Analyse der Rapports des Ausschusses 
s. Merignac, R. D. P. IX S. 258. 
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bezeichneten — durch seine berüchtigte „Rekonzentrationsorder" 
den Anstoß gab zu den blutigsten Greueln. 

Am 16. 2. 1896 begann man mit dieser grausamen Kon- 
zentrationspolitik und bald waren die unter Spaniens Kontrolle 
stehenden fruchtbaren Länderstriche entvölkert. Die Einwohner 
wurden in den Gamisonstädten zusammengepfercht, ihre Ländereien 
verwüstet und ihre Wohnsitze zerstört. Es bedeutete das tatsäch- 
lich nichts anderes als die Verkündigung einer systematischen Ent- 
völkerungspolitik. „Es war", wie Präsident Mc. Kinley sich aus- 
drückte, „ein Kriegszug von Wilden, und der einzige Friede, der 
daraus entstehen konnte, war gleichbedeutend mit gänzlicher Ver- 
wilderung oder Tod". 

Zuerst fanden langwierige, aber nutzlose Verhandlungen statt. 
Endlich schlug Spanien der Insel ein sogen, „home rule" -System 
vor. Dieses aber war von höchst fragwürdigem Charakter und 
wurde alsbald von den Aufständigen mit Entrüstung zurückgewiesen.^) 
So war eine Einmischung der Vereinigten Staaten unvermeidlich 
geworden.^) Von der Notwendigkeit dieses letzten Schrittes war 
man schon lange überzeugt. Schon Präsident Cleveland hatte sie 
erkannt. In seiner Botschaft an den Kongreß vom Winter 1896 
sagt er: „Wenn sich die Unfähigkeit Spaniens, mit dem Aufstand 
fertig zu werden, gezeigt hat, wenn es zur Gewißheit geworden 
ist, daß seine Oberherrschaft über Kuba durch Verletzung des 
Rechtes in allen Punkten verscherzt ist, und wenn endlich der 
aussichtslose Kampf um deren Wiederherstellung so weit entartet 
ist, daß er einem nutzlosen Menschenopfer und völliger Vernichtung 
Kubas, um das doch gekämpft wird, gleichkommt, dann bietet sich 
uns eine Sachlage, der gegenüber unsere Verpflichtungen in bezug 
auf die Herrschaft Spaniens durch höhere Verpflichtungen aufgehoben 
werden, die zu erkennen und auszuführen wir schwerlich zögern 
dürfen".«) 

Diese bemerkenswerten Worte sind nichts weiter als der klare 



^) Henderson, American diplomatic questions 1901 S. 474—476. 

') Latane, Intervention of the U.S. on Guba, Hirth, American Revue 
March 1898; Mc. Forland, The right of the ü. S. to intervene on Cuba, Albany, 
Law Journal 30.4. 1898; Lawrence, Principles of International Law p. 652—657; 
Petin, La doctrine de Monroe et les Etats-Ünis (1905) p. 359. 

') Petin, La doctrine de Monroe et les Etats-Unis (1901) p. 296; Mooren 
Digest of Int. Law VI § 908 p. 129. 
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und entschiedene Ausdruck einer Bedingung, die eng und notwendig 
verbunden ist mit jener unserer Einräumung bei der erstmaligen 
Verkündigung der Monroedoktrin, nämlich, daß auch wir uns nicht 
einmischen wollten in die Angelegenheiten irgend einer der europä- 
ischen Kolonien, die damals auf der westlichen Erdhälfte bestanden, 
oder gar von einer derselben Besitz ergreifen. Als wir dieses Zu- 
geständnis machten, mußten wir notwendigerweise das Recht des 
Schutzes unserer eigenen Interessen vorbehalten, im Falle die 
Herrschaftsgewalt irgend einer europäischen Macht über ihre Kolonie 
aufhört „rechtmäßig zu existieren wegen Mißbrauchs derselben", 
oder falls eine solche Macht versuchen sollte, uns unersetzlichen 
Schaden zuzufügen durch Zerstörung der Lebensfähigkeit der 
Kolonie. Die Herrschaft irgend eines Landes über eine Besitzung 
ist in Wirklichkeit nichts als ein anvertrautes Gut, welches zurück- 
fallen muß, sobald der, der es verwahrt, den Versuch macht, das- 
selbe in seinen wichtigsten Teilen zu vernichten. Als Spanien sich 
nun tatsächlich daran machte, Kuba zu ruinieren, wodurch es seine 
bestehenden Rechte und damit auch die unsrigen vernichtet, da 
begab es sich damit unter die Jurisdiktion jenes fundamentalen 
Gesetzes, auf dem das internationale Recht der neuen Welt beruht. 
Durch dieses „höchste Gesetz", wie es William H. Seward nannte, 
als es sich um die AbschafEung der Sklaverei in den Vereinigten 
Staaten handelte, waren wir gesetzlich und moralisch berechtigt, 
nicht nur in unserem Interesse, sondern auch in dem der ganzen 
zivilisierten Welt, Spaniens Handeln Einhalt zu gebieten.^) 

Präsident Mc. Kinley beschäftigt sich in seiner Botschaft an 
den Kongreß vom Winter 1897 zuerst mit den kubanischen An- 
gelegenheiten. Er sagt: „Die nächste Zeit schon wird zeigen, ob 
die unerläßlichen Bedingungen eines in gleicher Weise gegen die 
Kubaner und gegen Spanien gerechten Friedens, der auch unseren 
so eng mit dem Wohlergehen von Kubu verknüpften Interessen 
gerecht wird, gefunden werden können. Wird ein solcher Friede 
nicht erreicht, so bleibt die Notwendigkeit eines weiteren Vorgehens 
der Vereinigten Staaten bestehen. Wenn es dazu kommt, wird 
sich unser Handeln im Rahmön unbestreitbaren Rechtes und unserer 
Pflicht halten. Wenn es uns späterhin als unsere Pflicht erscheinen 



^) Hannis Taylor, A review of the Cuban Question, North American 
Review, November 1897. 
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wird, die uns Zivilisation, Menschlichkeit und Rücksicht auf uns 
selbst auferlegen, gewaltsam einzuschreiten, so soll es geschehen, 
ohne eine gerechte Grenze zu überschreiten, und einzig deshalb, 
weil die Notwendigkeit eines solchen Vorgehens so klar ist, daß 
es uns die Unterstützung und Zustimmung der ganzen zivilisierten 
Welt verschafft".^) 

Die vom Präsidenten Cleveland schon im Dezember 1896 ge- 
ahnte Lage der Dinge und die Zeit und Notwendigkeit, die Präsi- 
dent Mc. Kinley im Dezember 1897 vorausgesehen hatte, traten im 
April 1898 ein. In einer besonderen Botschaft an den Kongreß 
vom 2. desselben Monats sagt McKinley wörtlich: „Die lange Er- 
fahrung zeigt, daß das Ziel, um dessentwillen Spanien den Krieg 
geführt hat, durch die gegenwärtig angewandten Mittel unerreichbar 
ist. Die einzige Hoffnung auf Ruhe und Befreiung von Zuständen, 
die man nicht länger ertragen kann, besteht darin, mit Waffen- 
gewalt Frieden auf Kuba zu stiften. Im Interesse der Menschlich- 
keit und Zivilisation und in Anbetracht der gefährdeten amerika- 
nischen Interessen, die uns das Recht und die Pflicht auferlegen, 
Einsprüche zu erheben und zu handeln, muß der Krieg auf Kuba 
zu Ende kommen.^) Im Hinblick auf diese Erwägungen und Tat- 
sachen bitte ich den Kongreß, den Präsidenten zu ermächtigen, 
Maßregeln zu ergreifen zur Herbeiführung eines vollständigen und 
dauernden Abbruchs der Feindseligkeiten zwischen der spanischen 
Regierung und dem kubanischen Volke und zur endgültigen so- 
fortigen Festsetzung einer ständigen Regierung auf Kuba, die fähig 
ist, die Ordnung aufrechtzuerhalten, ihren internationalen Verpflich- 
tungen nachzukommen und den Frieden, die Ruhe und Sicherheit 
ihrer Bürger sowohl als der unseren zu gewährleisten. Ferner 
bittet der Präsident um die Ermächtigung, die Land- und See- 
streitkräfte der Vereinigten Staaten, soweit es zur Erreichung dieses 
Zweckes nötig ist, verwenden zu dürfen". Der Präsident schließt 
mit den Worten: „Der Ausgang ruht nun ganz in den Händen 
des Kongresses; das bedeutet für diesen eine große Verantwort- 
lichkeit. Ich habe mein möglichstes getan, den unhaltbaren Zu- 



1) Moore, Digest of Int. Law § 908 VI p. 133. 

^) Gegen Intervention für Humanität stehen a. a.: Gareis, Völkerrecht 
S. 34; Bluntschli, Das moderne Völkerrecht § 280; Steffler, Das europäische 
Völkerrecht §70; für Petin p. 345; Rivierl p.; Lawrence, Hannis Taylor. 
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ständen vor unseren Toren ein Ende zu machen; nun erwarte ich 
von Ihnen, daß Sie handeln!"^) 

Ohne Zögern und mit rühmenswerter Einstimmigkeit erteilten 
beide Kammern dem Präsidenten die von ihm geforderte Ermächti- 
gung. Am 20. April faßten beide Häuser folgende gemeinsame Reso- 
lution: „1. Es wird erklärt, daß das kubanische Volk von Rechts 
wegen frei und unabhängig ist, und das auch sein soll. 2. Es ist 
Pflicht der Vereinigten Staaten, zu verlangen, und die amerikanische 
Regierung fordert hiermit, daß Spanien sofort seine Autorität und 
Verwaltung in Kuba aufgibt und seine Land- und Seestreitkräfte 
von Kuba und aus den kubanischen Gewässern zurückzieht. 
3. Der Präsident wird angewiesen und ermächtigt, über die gesamten 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten zu verfügen, soweit es zur 
Durchführung dieser Erklärungen erforderlich ist. 4. Die Ver- 
einigten Staaten bestreiten entschieden die Absicht, eine Souveräni- 
tät, Jurisdiktion oder Kontrolle irgend welcher Art über Kuba aus- 
üben zu wollen zu einem anderen Zweck als dazu, den Frieden 
Kubas zu sichern, und sie sind entschlossen, nach Durchführung 
dieser Pazifikation die Regierung und Herrschaft über die Insel 
der einheimischen Bevölkerung zu überlassen." ^ 

Diese selbstlose Verordnung, die wie keine andere vor ihr 
unsere Geschichte entscheidend beeinflußt hat, wurde anfangs gegen 
eine starke Opposition, von Senator Teller aus Colorado eifrig 
befürwortet und durchgeführt. 

Spanien sah in dem Vorgehen des Kongresses sofort die 
Kriegserklärung und eröffnete daraufhin die Feindseligkeiten gegen 
die Vereinigten Staaten. Das Resultat davon war, daß es sich 
nach Verlauf von 100 Tagen vollständig geschlagen sah und um 
Frieden bitten mußte.'*) Die Verhandlungen wurden vom Oktober 
1898 an in Paris geführt.*) Nach den dort festgesetzten Bestim- 
mungen gab Spanien jeglichen Anspruch auf Souveränität und etwaigen 
Einfluß in Kuba auf, und die Vereinigten Staaten machten sich 

^) vgl. Rivier I p. 406; Petin p. 360-366; Moore, Digest of Int. Law 
VI § 909 p. 233 für die Botschaft des Präsidenten Mc. Einley. 

«) 30 U. S. Statutes at Large 738 ; Randolph, Law and Policy of An- 
nexation (1901) p. 177 ; Moore, Digest of Int. Law VI § 909 p. 226. 

•) Andrews, History of our own times p. 300 ff. 

^) Randolph, Law and Policy of Annexation p. 196. Text des Pariser 
Vertrages, 30 U. S. Statutes at Large p. 1764. R. D. L P. VI 
p.608-«». 
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verbindlich, für die Ausfähnmg der durch das internationale Recht 
auferlegten Verpflichtungen Kubas zu sorgen, solange die Ameri- 
kaner die Insel nach ihrer Bäumung durch die Spanier besetzt 
hielten. Vom Sommer 1898 an bis Ende Frühjahr 1902 blieben 
die Amerikaner auf Kuba und verwalteten es unter einem Militär- 
gouvemement. Während dieser Zeit erholte sich dank der ameri- 
kanischen Fürsorge die Insel langsam wieder von den Wunden, 
die ihr die Aufstände und der Krieg geschlagen hatten. Sanitäre 
Maßregeln wurden erlassen, Schulen, Straßen und manches andere, 
was die Spanier solange vernachlässigt hatten, wurden gebaut 
oder doch angeregt und gefördert. Die Insel war so bereit, ihren 
Platz als unabhängiger Staat einzunehmen. 

All diese Verbesserungen wurden mit so wenig Gewalt und 
Strenge durchgeführt, als die Umstände irgend erlaubten. „Die 
Armee war", wie sich General Wood,^) der erste Gouverneur auf 
Kuba, ausdrückte, „nicht dazu da, den Gesetzen und dem Recht 
der Kubaner Gewalt anzutun, sondern die Gesetze durchzuführen 
und wiedererazusetzen." 

Gewissermaßen zur Einleitung der Zurückziehung Amerikas 
aus Kuba erließ Gouverneur Wood am 25. 7. 1900 die berühmt 
gewordene „Order Nr. 301", welche forderte, daß Abgeordnete zu 
einer konstituierenden Versammlung gewählt würden, die ihren Sitz 
in Havanna haben sollte. Diese Delegiertenversammlung sollte eine 
Verfassung für Kuba ausarbeiten und in dieser unter anderem auch * 
ün Einverständnis mit den Vereinigten Staaten die zukünftigen 
Ifteziehungen vorsehen, die zwischen dieser Macht und der kuba- 
nischen Regierung bestehen sollten.®) 

Die Versammlung trat im November zusammen^ und formu- 
lierte die Grundzüge eine Verfassung, die im wesentlichen der der 
Vereinigten Staaten nachgebildet war. Die Verwaltung war 
zentralisierter als die unsere, die „Bill of Eights" in ihren Einzel- 
heiten genauer bestimmt, und das allgemeine Stimmrecht wurde 
eingeführt.*) Als die Frage des künftigen Verhältnisses Kubas zu 
den Vereinigten Staaten erörtert wurde, betonte man ganz be- 



^) Wood, Conditions and needs on Cuba, North American Review, May 
1899 ; J. B. Henderson, American Diplomatie Questions (1901) p. 593. 
*) Randolph S. 173. 

8) Moore, Digest of. Int. Law § 910 VI p. 237. 
*) Robinson, Cuba and the Intervention (1905) p. 298. 
Dunn^ig. 4 
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sonders die Gleichartigkeit und Wechselseitigkeit der Beziehungen 
zwischen beiden Ländern, wobei man gänzlich die Bedingungen 
außer acht ließ, die nach der Ansicht des Präsidenten McKinley 
der Aufhebung der amerikanischen Kontrolle über Kuba voran- 
gehen mußten. Die Neigung, derart einer Erörterung der Be- 
ziehungen zu den Vereinigten Staaten aus dem Wege zu gehen, 
wurde allmählich so deutlich, daß die amerikanische Regierung die 
versammelten Abgeordneten in ziemlich scharfer Weise zum Be- 
wußtsein ihrei" Pflicht und dessen, was man von ihnen erwartete, 
bringen mußte. Der damalige Kriegssekretär, Elihu Eoot, der 
heute an der Spitze des Auswäjrtigen Amtes steht, bezeichnet in 
einem Brief an General Wood, den Gouverneur von Kuba, vom 
9. 2. 1901 in klarer und nicht mißzuverstehender Weise die Haltung, 
die man in Washington einnahm. Er schrieb damals: „Die Ver- 
einigten Staaten werden stets das lebhafteste Interesse daran haben, 
Kuba die ihm zugesicherte Unabhängigkeit zu erhalten und seine 
Bevölkerung vor der Herrschaft und Kontrolle einer fremden Macht 
zu schützen. Die Bewahrung dieser Unabhängigkeit aber für ein 
so kleines Land wie Kuba, das unfähig ist und bleibt, sich 
mit Waffengewalt gegen die Gi-oßmächte der Welt zu verteidigen, 
hängt ab von der peinlich genauen Beobachtung seiner internatio- 
nalen Beziehungen, von dem Schutz, den es dem Leben und Eigen- 
tum der Angehörigen der fremden Staaten angedeihen läßt, die 
innerhalb seiner Grenzen sich aufhalten, ferner endlich davon, daß 
es niemals Staatsschulden macht, die in den Händen von An- 
gehörigen anderer Staaten zu Verpflichtungen werden könnten, die 
es einzulösen nicht imstande wäre. Die Vereinigten Staaten haben 
daher nicht nur die moralische Pflicht, die ihnen aus der Ver- 
nichtung der spanischen Autorität auf Kuba und dem im Vertrag 
von Paris gegebenen Versprechen erwächst, für die Errichtung 
einer dauernden Regierung auf Kuba zu sorgen, sondern sie haben 
selbst auch das lebhafteste und größte Interesse daran, daß eben 
diese Regierung fortbesteht. Wir sehen uns jetzt in der Lage, daß 
wir infolge der Vertreibung Spaniens aus Kuba zu Hütern der Un- 
abhängigkeit der Insel geworden sind, um uns- selbst zu schützen, 
und daß wir jetzt verantwortlich sind für eine dauernde und ordent- 
liche Regierung daselbst, die Leben und Besitz eines jeden auf der 
Insel schützt."^) 

1) British State and Foreign Papers (1902) p. 900. 
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In seiner Botschaft an den Senat vom 6. 12. 1899 sagt der 
Präsident von dieser Politik der Vereinigten Staaten: „Unsere 
Nation hat vor aller Welt eine schwere Verantwortung auf sich 
genommen, die Verantwortung für die künftige gute Regierung 
Kubas. Das ist eine Aufgabe, deren Erfüllung die strengste Bed- 
lichkeit und die größte Klugheit und Einsicht erfordert. Das neue 
Kuba, das aus der Asche des alten erstehen soll, muß unter allen 
Umständen mit uns aufs innigste und festeste verbunden sein, wenn 
seine dauernde Wohlfahrt sicher sein soll. Ob nun die Bande 
zwischen beiden Ländern organischer Natur oder nur konventionell 
sind, die Geschicke Kubas werden stets und unwiderruflich auf 
irgend eine rechtmäßige Weise mit den unsrigen verknüpft sein; 
wie und inwieweit, das wird sich erst in Zukunft zeigen, wenn 
die Entwicklung der Dinge es erfordert. Wie auch das Ergebnis 
sich gestalten mag, wir müssen darauf achten, daß ein freies Kuba 
auch in Wirklichkeit und nicht nur auf dem Papier existiert, und 
dieses muß eine in allen Teilen vollkommene Schöpfung, ein Ganzes 
sein, kein übereiltes Experiment, das in sich schon den Kern des 
Mißlingens trägt. Unsere Mission, zu deren Erfüllung wir die 
Waffen angegriffen haben, kann nicht damit enden, daß wir eine 
lose zusammenhängende Republik hervorgerufen haben, die dann 
allein für sich all den Wechselfällen gegenüberstehen soll, welche 
nur zu oft einen schwächeren Staat, dessen natürlicher Reichtum 
und dessen große Hilfsquellen im Gegensatz stehen zu einem Miß- 
verhältnis in der politischen Organisation und den stets wieder sich 
erneuernden Anlässen zu inneren Zwistigkeiten, erwarten und seine 
Stärke untergraben, seine Ausdauer erschöpfen." 

Kurze Zeit nach der durch den Kriegssekretär Root gegebenen 
Anregung beschäftigte sich der Kongreß ernstlich mit der kuba- 
nischen Angelegenheit. Am 25. 2. 1901 unterbreitete der Senator 
Platt aus Connecticut dem Senat einen Antrag, und zwar als einen 
sogen, „rider" zur „Army Appropriation Bill", die damals gerade 
beraten wurde. Dieser Antrag, der später unter dem Namen 
„Platt Amendment" bekannt wurde, infolge seiner Einfügung in 
die kubanische Verfassung unter Nr. 7 der Ergänzungen, wurde vom 
Oberhaus am 27. Februar mit 43 gegen 20 Stimmen angenommen.*) 



^) Moore, Digest of American Int. Law § 910 p. 226. 
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Als er dann an das Unterhaus weiterging, stimmte auch dieses bei 
mit 159 gegen 139 Stimmen. 

Dieser nach seinem Verfasser benannte Zusatz enthielt alle 
Punkte, die die Regierung für notwendig und wesentlich erachtete 
zum späteren Schutz der amerikanischen sowohl wie der kubanischen 
Interessen, und erklärte, daß, bevor diese Bedingungen alle erfüllt 
seien, von einer Übergabe der Kontrolle an das Volk keine Rede 
sein könne. Die Punkte, die man als Schutzmaßregeln für not- 
wendig hielt, waren folgende: Kuba darf keine fremde Kontrolle 
oder Besatzung dulden, es darf keine Schuld kontrahieren, die seine 
durchschnittliche Reineinnahme übersteigt, damit es die Zinsen zahlen 
und das Schuldkapital allmählich abtragen kann; es muß uns er- 
lauben, zu intervenieren, um Kubas Unabhängigkeit zu schützen 
oder daselbst eine Regierung aufrechtzuerhalten, die fähig ist, 
Leben, Freiheit und Besitz der Bürger zu garantieren ; es muß die 
internationalen Verpflichtungen auch seinerseits eingehen und er- 
füllen, denen sich die Vereinigten Staaten im Vertrag von Paris 
zum Wohle Kubas unterzogen haben. Ferner muß Kuba die Ver- 
ordnungen des Militärgouvemements bestätigen und alle Rechte, 
die daraus entstanden sind, schützen; Kuba muß fortfahren, die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse der Städte zu heben, es muß den Ver- 
einigten Staaten gewisse Kohlenstationen und Hafenplätze zur 
Verfügung stellen und muß endlich durch Vertrag alle diese Forde- 
rungen zusagen. Nach langen Beratungen und nachdem die Kubaner 
sogar eine besondere Abordnung nach Washington geschickt hatten, 
um eine Milderung, wenn nicht gar einen Verzicht Amerikas auf 
seine Forderungen herbeizuführen, nahm schließlich am 12. 6. 1901 
die Abgeordnetenversammlung in Havanna bedingungslos alle Be- 
stimmungen des Ergänzungsgesetzes an. Infolge dieser Zustimmung 
der Konvention war die neue Regierung moralisch verpflichtet, ihr 
Vorgehen gutzuheißen und die Folgen daraus zu ziehen. 

Nachdem die Organisation einer republikanischen Regierung 
vollendet und verwirklicht war, war bloß noch das Pfand, das 
die Union bis jetzt zurückbehalten hatte, Kuba, zurückzugeben. Am 
20. 5. 1902 verschwand das Sternenbanner von den öffentlichen 
Gebäuden, und an seiner Stelle hißte man die Flagge der kubanischen 
Republik. Ebenso zogen sich auch die Vereinigten Staaten von 
der Insel zurück und „überließen die Regierung dem Volk", getreu 
dem bei Ausbruch des Krieges gefaßten Kongreßbeschlusse. 
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Sache der kubanischen Eegierung war es jetzt, die Be- 
stimmungen des „Platt Amendment" zu verwirklichen und durch- 
zuführen.^) 

Die Monroedoktrin — denn nichts Geringeres bedeutet das 
„Platt Amendment" — mußte jedoch noch vertraglich so festge- 
legt und gesichert werden zwischen beiden Ländern, daß sie in 
bezug auf Kuba in Zukunft nicht mehr bloß auf dessen Zustimmung 
und gutwilligem Einverständnis ruhte, sondern durch feste und 
bindende Verträge da dauernd gestützt war. Die Anerkennung des 
Prinzips der Beaufsichtigung durfte keine einseitige (unilateral)*) 
mehr sein, sie mußte hinfort gegenseitig sein und der Ausdruck 
des gemeinsamen Willens zweier souveräner Staaten. 

Am 23. 5. 1903 kam ein Vertrag zustande zwischen den Ver- 
einigten Staaten und der Republik Kuba, worin unter Art. 3 der 
Regierung der Union das Recht zugestanden wurde, in die Ange- 
legenheiten der Republik einzugreifen zur Aufrechterhaltung der 
Unabhängigkeit Kubas. Femer verspricht die kubanische Regierung, 
weder die Insel noch Teile derselben an andere Staaten als an 
Nordamerika abzutreten, und sichert den Vereinigten Staaten das 
ausschließliche Recht zu, Flottenstationen an der kubanischen 
Küste zu errichten. In gleicher Weise werden auch alle anderen 
Forderungen des „Platt Amendment" erfüllt.^) 

Dies ist der erste Entwurf der neuen Monroedoktrin.*) Sie 
ist nicht aus der Eingebung eines Augenblickes geboren, sondern 
das Resultat einer bestimmten und durchaus zusammenhängenden 
historischen Entwicklung. Hier trat von Anfang bis zu Ende der 
wesentliche Zug der gegenwärtigen Auffassung der Doktrin klar 
zutage, nämlich das Verantwortlichkeitsgefühl für das Wohlergehen 
aller südlich von uns auf unserem Kontinent liegenden Länder, die 
sich aus Gründen, die weit über ihre Fähigkeiten hinausgehen, der 
Vorrechte und des Wohlstands nicht erfreut haben, die ihre 
natürlichen Hilfsmittel ihnen gewähren könnten. Wir wollen nicht 
nur zwischen diesen Staaten und solchen fremden Mächten stehen, 



1) Moore, Digest of American Int. Law VI § 910 p. 238. 

2) Das Werk ist Woolsays, Introduction to the Study of International 
Law 1879. 

») Platt, Cubas Claim upon the United States, North American Review, 
August 1902. 

*) Outlook 11. 2. 1905. 
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die nach Vergrößerung ihres Gebiets trachten, sondern dieses Ver- 
antwortlichkeitsgefühl verpflichtet uns auch, jenen in ihrer Selbst- 
verwaltung hilfreich beizustehen und verwirklicht so jenen Satz 
der Bibel, der da lautet: „Wer der Größte unter euch sein will, 
muß der Diener aller sein". 

Der Krieg erweckte das Gewissen der Vereinigten Staaten, 
aber zu gleicher Zeit auch unser nationales Selbstbewußtsein. 

Präsident Eoosevelt hat in seiner Botschaft an den Kongreß 
V. 5. 12. 1904 die Worte gesprochen: „Ich komme nun auf das, 
worauf die Monroedoktrin eines ihrer Hauptaugenmerke richten 
sollte. Wir müssen treulich versuchen, denjenigen unserer Schwester- 
repubMken, die einen solchen Beistand bedürfen, zum Frieden und 
zu geordneten Verhältnissen zu verhelfen". 



Kuba von 1906—1907. 

Im Sommer 1906, zum ersten Male seit dem 27. 7. 1898, 
wo die spanische Herrschaft über die Insel deJSnitiv geendet hatte, 
wurde Kuba unter seiner neuen Selbstregierung widerspenstig. 
Während der Wahlkampagne, die der Präsidentenwahl voranging, 
kamen damals Aufstände vor, die in der Hauptsache sich gegen 
die „willkürliche Diktatorpolitik" der Regierung des Präsidenten, 
Estrada Palma, richteten, der zu jener Zeit gerade vor den „Pri- 
maries" für seine Wiederwahl bei den allgemeinen Wahlen kandi- 
dierte, die am 1. Dezember stattfinden sollten. Die Unruhen begannen 
Ausgang August unter den Liberalen der Provinz Cienfuegos und 
griffen von da rasch über auf Santa Clara, dann auf Pinar del Eio 
und auf Havanna.^) 

In Washington war man geneigt, sich bei der Erklärung des 
Senor Quesada, des kubanischen Gesandten bei der amerikanischen 
Regierung, zu beruhigen, daß die Unruhen rein lokaler Natur seien 
und von den Behörden der einzelnen Provinzen leicht überwacht 
werden könnten. Immerhin aber wurde die von den Vereinigten 
Staaten einzunehmende Haltung deutlich genug ausgedrückt in 
einem Brief Roosevelts an Senor Quesada, worin jener sagt: „Der 
einzige Weg, die Unabhängigkeit Kubas zu gefährden, besteht 
darin, daß das kubanische Volk sich unfähig erweist, auf dem bis- 



') Deutscher Geschichtskalender 1906 S. 296. 
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her eingehaltenen Wege einer friedfertigen und geordneten Ent- 
wicklung fortzuschreiten". 

Die Vereinigten Staaten versuchten zunächst bloß, zwischen den 
gegnerischen Parteien zu vermitteln. Durch das „Platt Amendment" 
waren ja die Rechte der Vereinigten Staaten klar und deutlich 
festgelegt, aber der amerikanische Präsident zögerte noch immer, 
die darin enthaltenen Bestimmungen durchzuführen. Die Wahl 
Palmas zum Präsidentschaftskandidaten durch die „Primaries" im 
September erregte von neuem die Gemüter. Da die Wahl Palmas 
in keiner Weise dem Willen des Volkes entsprach, schrien sofort 
die Liberalen über Bestechung und Einschüchterung und behaupteten, 
die Anhänger ihrer Partei hätten kein freies Stimmrecht bei der 
Wahl und Präsident Palma habe sein Amt nur durch Gewalt und 
Betrug wiedererlangt. Die Tatsache, daß vor der Wahl die Prüfungs- 
kommission (polling inspectors), wie man allgemein wußte, instruiert 
worden war, niemand zur Wahl zuzulassen, der ihr nicht persönlich 
bekannt war, läßt allerdings diese Vorwürfe als gerechtfertigt er- 
scheinen. 

Um den Widerstand der Revolutionäre zu brechen, erließ der 
amerikanische Kriegssekretär, W. H. Taft, am 24. September ein Ulti- 
matum, worin er mit der Einsetzung einer Militärverwaltung droht, 
die so lange bestehen bleiben sollte, als es zur Wiederherstellung 
der Ordnung und^zur Erreichung einer unbeeinflußten Wahl nötig 
sei. Zwei Tage darauf, am 26. September, berief Präsident Palma den 
Kongreß zu einer Sondersitzung ein, um seine Abdankung und die 
des Vizepräsidenten, Senor Capote, vorzulegen, nachdem ihm schon 
vorher die Mitglieder des Kabinetts ihre Abdankungen eingereicht 
hatten. Obwohl er durchaus kein Anhänger Palmas war, widersetzte 
sich doch Kriegssekretär Taft heftig der Niederlegung der Präsident- 
schaft durch denselben, da er die Zeitverhältnisse als nicht dafür 
geeignet ansah und von seinem Standpunkt aus ein derartiges 
Handeln als nichts geringeres denn einen Vertrauensbruch be- 
trachtete. Präsident Palma hatte nämlich die Verhandlungen mit 
den Vereinigten Staaten angeknüpft mit dem freiwilligen Ver- 
sprechen, sich der Entscheidung des Beauftragten der Vereinigten 
Staaten zu unterwerfen, und wies dann doch den ersten Vorschlag 
schon zurück, den ihm dieser machte, nämlich am 1. Januar eine Neu- 
wahl vorzunehmen für alle die Ämter, die durch die Wahlen von 
1905 besetzt worden waren, natürlich mit Ausnahme der Präsident- 
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Schaft selbst.^) Es ist kaum zweifelhaft, daß sich Palma bloß des- 
halb dagegen sträubte, weil er nicht zugeben wollte, daß die Liberalen, 
die die eigentlichen Wünsche des Volkes vertraten, einen' Anteil 
an der Eegierung erlangten. Er gab lieber die Unabhängigkeit 
Kubas dahin, als durch die Liberalen das Volk erlangen zu lassen, 
was es sich von den Spaniern errungen hatte, nämlich die Selbst- 
regierung. 

Trotz des Appells des Sekretärs Taft an den Patriotismus und 
das Ehrgefühl Palmas bestand dieser auf seiner Abdankung und 
beschleunigte so die Krisis. Die Mitglieder der „Moderate"-Partei, 
die Anhänger der bestehenden Regierung im Kongreß, weigerten 
sich, an der Sondersitzung teilzunehmen, die der Präsident ein- 
berufen hatte, und machten so das Zustandekommen der gesetz- 
mäßigen Stimmenmehrheit zur Annahme der Abdankungen und 
die Wahl eines Nachfolgers von Palma unmöglich. So hatte die 
Insel also jetzt gar keine Regierung. Es blieb den Vereinigten 
Staaten nichts anderes übrig, als die Verwaltung selbst in die Hand 
zu nehmen. Das war eine Schwierigkeit, die in der Verfassung 
nicht vorgesehen war. Die Ämter der Exekutive waren so gut wie 
unbesetzt, und diejenigen Körperschaften, welche die Verfassung 
mit deren Besetzung betraute, weigerten sich entschieden und mit 
vollem Bewußtsein, diesen Auftrag zu erfüllen. Was war da zu 
tun? Die öffentliche Meinung war so geteilt, -daß der Versuch 
einer Überredung wenig genützt hätte. Sollte man Gewalt an- 
wenden? Die Weltgeschichte zeigt uns, daß die Menschen für 
eine einmal gefaßte Idee oder Meinung eher den qualvollsten und 
schimpflichsten Tod erdulden, als daß sie nachgeben und sich über- 
zeugen lassen. 

In Kuba allerdings machte dieser „Streik" des Kongresses 
verhältnismäßig wenig aus und war von geringer Bedeutung, weil 
nach den Bestimmungen des „Platt Amendment" den Vereinigten 
Staaten das Recht und die Befugnis zustand, in jede Lücke ein- 
zugreifen, die sich in der Regierung, bezw. Mißregierung der Insel 
zeigte. 

Zum zweitenmal trat der Fall ein, daß Amerika mit den Waffen 
in kubanischen Angelegenheiten intervenieren mußte. Am 28. 9. 
1906 landeten die Vereinigten Staaten ein Marinedetachement auf 
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der Insel. Als nächster Schritt folgte am 29. des gleichen Monats 
die Proklamation einer provisorischen Eegierung, die vorläufig unter 
Leitung des Kriegssekretärs Taft stehen sollte, „zum Zweck der 
Wiederherstellung der Ordnung und des öffentlichen Vertrauens". 

Sekretär Taft kennzeichnete die Politik der Regierung in 
Washington in einer Rede vor der Universität Havanna, in der 
er sagt: „Unseren Arm unter den eurigen führen wir euch wieder 
zurfick auf den Weg zu erstaunlichem Portschritt, den ihr vorher 
eingeschlagen hattet. Ich bin überzeugt, daß wir stolz darauf hin- 
weisen können, daß die Vereinigten Staaten keine Ausbeutungspolitik 
treiben, sondern daß sie so sehr Anteil nehmen an dem Gedeihen 
und Bestehen der Volksregierung, daß sie bereitwilligst Gut und 
Bhit daran setzen, um dieser Art der Regierung, wenn sie ein- 
mal irgendwo eingeführt ist, auch zum dauernden Erfolg zu ver- 
helfen".^) 

Es ist leicht einzusehen, daß die Lage in Kuba wirklich den 
Grad der Unsicherheit erreicht hatte, wo die amerikanischen Inter- 
essen gefährdet waren und die Einmischung anderer Staaten heraus- 
gefordert wurde durch den mangelhaften Schutz, den man fremden 
Interessen angedeihen ließ. Auch die innere Lage war die denkbar 
schlechteste. In den politischen Kämpfen handelte es sich damals 
nicht so sehr darum, gewissen Prinzipien zum Sieg zu verhelfen, 
sondern um die Demütigung und Unterdrückung oder aber um die 
Erhebung und Glorifizierung einzelner Personen und Parteien. Die 
Regierung war herabgesunken zu einer bloßen Maschine, durch die 
sich einige Wenige auf Kosten der Menge bereicherten. Außerdem 
gab der Präsident von Kuba in seinem Appell an die Regierung 
der Vereinigten Staaten offen zu, daß die Kontrolle der Zustände 
auf der Insel über seine Macht gehe. Daher war es klar, was 
wir zu tun hatten. Die Monroedoktrin, welche seit dem 23. 5. 
1903 in den Vertrag zwischen Kuba und den Vereinigten Staaten 
aufgenommen war, war dadurch zum „obersten Gesetz des Landes" 
geworden, und der Präsident war durch seinen Amtseid verpflichtet, 
ihm Geltung zu verschaffen. 

Die aufeinanderfolgenden Ideen, die die Vereinigten Staaten 
zwangen, der kritischen Situation auf Kuba ein Ende zu machen, 
waren folgende: Auf der einen Seite stand die zu Anfang des 
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Krieges abgegebene Versicherung des Kongresses, daß Kuba frei 
und unabhängig sein müsse. Auf der anderen Seite kam später 
der Vertrag von Paris, durch den nach der allgemeinen Auffassung 
die Vereinigten Staaten die Verantwortung übernommen hatten, 
für Kubas Zukunft zu sorgen. Noch später erschienen die Ver- 
einigten Staaten, nachdem sie einmal in die kubanischen Angelegen- 
heiten eingegriffjön hatten, um einer Situation ein Ende zu machen, 
die für das amerikanische Volk und für Kuba und daneben auch 
für die ganze Zivilisation unerträglich geworden war, verpflichtet, 
jene Angelegenheiten so zu ordnen, daß eine Wiederholung der 
vorhergegangenen Zustände unmöglich gemacht wurde. Schließlich 
kommt noch in Betracht die Montroedoktrin , die nach Eoosevelts 
Auslegung in der San Domingo-Affäre die Regierung der Ver- 
einigten Staaten zum „barmherzigen Samariter" des westlichen 
Teiles der Erde macht. Damals sagte der Präsident mit Bezug 
auf San Domingo sehr treffend: „Es ist eine allgemeine Wahrheit, 
daß schließlich jede Nation, sei es in Amerika oder sonst wo, die 
sich ihre Freiheit und Unabhängigkeit bewahren will, sich vergegen- 
wärtigen muß, daß das Recht zur Unabhängigkeit unzertrennlich 
ist von der Pflicht, auch einen guten Gebrauch davon zu machen".^) 

Sekretär Taft verließ am 13. Oktober seinen Posten als 
Gouverneur der Insel Kuba, um seine Pflichten im Kabinett 
wieder zu übernehmen. Sein Nachfolger war Charles Magoon,^ 
den der Präsident selbst zu diesem Amt ausersehen hatte und der 
vorher Gouverneur der Panamakanalzone war. 

Bis zum heutigen Tag scheint die provisorische Regierung 
es verstanden zu haben, ernsthaften Widerstand zu vermeiden. 
Aber eine üble Vorbedeutung liegt in der ständigen Abneigung 
des Volkes, ein wirklich lebhaftes Interesse an der Entwicklung 
einer repräsentativen Regierung zu fassen. Ein sehr großer Prozent- 
satz des Eigentums auf Kuba ist in fremdem Besitz; die wohl- 
habenderen Kubaner wissen sehr wohl durch vielfältige schlimme 
Erfahrungen, daß, wenn sie zur einen oder der anderen Partei 
halten, ihr Eigentum auf jeden Fall bedroht ist und geschädigt 
wird, wenn der amerikanische Gouverneur das Ruder aus der Hand 
gibt. Die abgesetzten „Moderates", die Verbündeten Palmas, suchen 
immer wieder nach Aufschub und Verzögerung und sind entschlossen, 

') Message 4. 12. 1904. 

^) Deutscher Geschichtskalender 1906 S. 288. 
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an der Reorganisation und den Wahlen nicht teilzunehmen; und 
ihre Parteizeitungen drohen ganz oflEen damit, daß es bei der 
Wiedereinführung der Republik, wodurch die Liberalen ans Ruder 
kämen, zu einer Revolution kommen würde. Politische Bestre- 
bungen und die Interessen des Grundbesitzes scheinen sich immer 
gegenüberstehen zu sollen. Erstere kennen keinen anderen Ausweg 
und kein anderes Ziel als das Streben nach den Ämtern; letztere 
sind nur auf den Schutz des eigenen Besitzes, der Faktoreien und 
Pflanzungen bedacht. 

Man will in der Presse der Vereinigten Staaten verschiedentlich 
Propaganda machen für das ausgesprochene Protektorat über Kuba 
oder für Annektierung der Insel. Aber trotz der energischen An- 
strengungen, die besonders im Osten gemacht werden, die Volks- 
stimme so zu beeinflussen, daß man sich in kürzester Zeit zu einer 
dauernden Okkupation Kubas entschließen müßte, hält die Regierung 
treu an der Politik fest, die sie beim Sturz Palmas verkündet hat. 
Obwohl nun diese Politik in der geeignetsten und ehrlichsten Weise 
zur Anwendung kommt, so folgt noch nicht mit Notwendigkeit, 
daß die Zeit nahe ist, wo Kuba imstande sein wird, seine An- 
gelegenheiten selbst zu führen, ohne daß in letzter Instanz die Ver- 
einigten Staaten verantwortlich sind. Im Gegenteil, der einzige 
Schluß, den man aus all den Zeitungsnachrichten und offiziellen 
Berichten ziehen kann, ist der, daß der Moment noch verhältnis- 
mäßig fern ist, wo die kubanische Regierung dauernd und in Frieden 
bestehen kann ohne eine Kontrolle von außen her. Aus irgend 
welchem uns verborgenen Grund zeigt sich, daß die gemischten 
Rassen auf Kuba nicht fähig sind, eine Gesetzgebung, Jurisdiktion 
und Exekutive zustande zu bringen, wenn es von ihnen verlangt 
wird, da sie weder darauf vorbereitet sind, noch die nötigen Kennt- 
nisse besitzen. Eines der schönsten Gebiete unserer Erde, war doch 
Kuba seit dem Tage der Entdeckung der neuen Welt tatsächlich 
für rechtmäßige Handelsbeziehungen und für die Friedensarbeit der 
Kunst und Industrie verschlossen geblieben. Wenn man bedenkt, 
daß unter einer konstitutionellen Regierung die Insel, die ein 
wahres Paradies umschließt, einem friedlichen Handel und der In- 
dustrie der ganzen Welt geöffnet werden könnte, wenn man femer 
bedenkt, daß dadurch die öffentliche Ruhe gesichert würde, die 
einem jeden Bürger gestattet, sich der Früchte seiner Arbeit zu 
erfreuen, und wenn man endlich erwägt, daß dadurch das kubanische 
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Volk aus dem Dunkel seines halben Barbarentums zum Licht der 
Zivilisation geführt werden könnte, so bedarf es keiner großen 
Kasuistik, um damit einverstanden zu sein, daß man die Kubaner 
„von sich selbst befreit". Kommen dann dazu noch die alles über- 
ragenden Forderungen, die die Notwendigkeit, uns selbst zu schätzen, 
an uns stellt, so sind die Prophezeiungen der Gründer der ameri- 
kanischen Republik eben keine bloßen Weissagungen mehr, sondern 
sie werden zu unumstößlichen Befehlen. 

Was die Zukunft uns bringt, können wir nur ahnen. Aber 
das eine ist ganz sicher: es kann kein Zweifel sein, was zu tun 
ist, wenn es sich darum handelt, ob man einer fremden Macht 
eine Kontrolle über Kuba einräumen soll oder ob wir sie selbst 
übernehmen wollen. Ebenso ist kein Zweifel, wie die Wahl aus- 
fallen wird : Protektorat oder Diktatur, Annektierung oder Anarchie, 
falls die Vereinigten Staaten jemals nach einem weiteren miß- 
glückten Versuch einer Selbstregierung Kubas vor diese Alternative 
gestellt werden . . . 

Panama. 

Ein Krieg wirkt immer erzieherisch. Er zeigt sowohl Schwäche 
wie Kraft auf. Der spanisch -amerikanische Krieg offenbarte den 
Vereinigten Staaten, daß es für sie eine Sache von äußerster Not- 
wendigkeit gab , wenn die Monroedoktrin dem „politischen Papier- 
korb" nicht anheimfallen sollte, und dies war ein Kanal, der den 
Atlantischen mit dem Pacifischen Ozean verbindet. Die lange 
nervenzerrüttende Kreuzfahrt des „Oregon" im Jahre 1898 von 
San Francisco die westliche Küste Südamerikas abwärts und die 
östliche Küste aufwärts war ein einleuchtender Beweis für die 
Nützlichkeit eines transisthmischen Kanals, welche jeder Schul- 
knabe verstehen konnte. Sie machte aus den Träumen der Ingenieure 
einen Gegenstand der nationalen Politik. 

Den Stillen und den Atlantischen Ozean über Zentralamerika 
zu verbinden, war zu allen Zeiten ein Lieblingsgedanke der Herren 
der neuen Welt.^) Im Jahre 1551 legte der spanische Historiker 
Gomara Philipp 11. eine Denkschrift vor, in der er ihn in be- 
redten Worten drängte, das Werk der Verbindung der beiden 



^) vgl. Petin, Les Etats-Unis et la M. D. p. 115; Keasbey, The Nica- 
ragua Canal and the M. D. (Indroduction). 
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Meere ohne Zögern zu unternehmen.^) „Allerdings sind Berge da, 
die diesen Durchgang versperren," ruft er aus, „aber wenn Berge 
da sind, so sind Hände auch da." 

Mit dem ersten Jahre des 19. Jahrh. begann eine neue Ära 
in der Erforschung des Isthmus und in den Kanalprojekten. Ihr 
vorderster Bahnbrecher war Alexander von Humboldt, der die Jahre 
1799 — 1804 in Mexiko, Süd- und Zentralamerika verbrachte. Die 
Beobachtungen und Schlußfolgerungen Humboldts lenkten Goethes 
Aufmerksamkeit auf sich. 

Im Gespräch mit Eckermann am Mittwoch den 21. 2. 1827 
sagte er: „Es ist für die Vereinigten Staaten durchaus unerläßlich, 
daß sie sich eine Durchfahrt aus dem mexikanischen Meerbusen 
in den Stillen Ozean bewerkstelligen, und ich bin gewiß, daß sie 
es erreichen".*) 

Das Durchbohren des Isthmus zu unternehmen, blieb Prank- 
reich überlassen. Geblendet von dem Triumph des Suezkanals, 
wandte Ferdinand de Lesseps seinen beweglichen Geist dem Bau 
eines Kanals quer durch Panama zu. Ein Kongreß versammelte 
sich unter seiner Leitung am 15. 5. 1879 in Paris, und ein 
Plan wurde ausgearbeitet, der, sobald die Formalitäten betreffs 
der Konzessionserteilung geordnet und die notwendigen Mittel 
flüssig gemacht wären, ausgeführt werden sollte. Das Projekt 
fand in der französischen Kepublik eine warme Befürwortung.*) 
Eine Panamakanalgesellschaft organisierte sich, das Kapital wurde 
rasch subskribiert und die Arbeit begonnen. Unterdessen blieben 
die Vereinigten Staaten nicht untätig. Die Monroedoktrin als ein 
fundamentaler Grundsatz der nationalen Politik harmonierte nicht 
mit der Wiederaufrichtung der französischen Herrschaft auf amerika- 
nischem Boden. 

Verschiedene Resolutionen, in denen sich dieses Gefühl 
spiegelte, wurden in beiden Häusern der Bundeslegislative ein- 
gebracht. Die wichtigsten davon waren diejenige des Senators Bum- 
side im Senat im Juni 1879 und diejenige des Mr. Crapo im 



^) Bustamente, La Canal de Panama et le droit internatioDal, Revue 
generale du droit international public XXVII p. 112; Revue generale du droit 
international public IX 1902 S. 580 ; L'historie des republiques d'Amerique et 
la Conference de Mexico. 

^) Eckermanns Gespräche mit Goethe (Reclam) Bd. 8 S. 88. 

») Tucker, Monroe Doctrine p. 55. 
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Eepräsentantenhaus im Dezember 188Ö. Die erste erklärte, daß 
„da das Volk dieser Union seit mehr als 50 Jahren die von 
Präsident Monroe aufgestellte Lehre vertreten hat als einen Grund- 
satz, in dem die Interessen der Vereinigten Staaten enthalten sind, 
die beiden amerikanischen Kontinente in Anbetracht der freien 
und unabhängigen Stellung, die sie errungen und erhalten haben, 
hinfort nicht mehr als Gegenstand für künftige Koloniegründungen 
seitens europäischer Mächte zu betrachten sind; deshalb soll be- 
schlossen werden, daß das Volk dieser Nation nicht ohne ernste 
Beunruhigung irgend welche Versuche europäischer Mächte mit an- 
sehen kann, unter ihrem Schutz und ihrer Kontrolle einen SchifEs- 
kanal quer durch den Isthmus von Darien anzulegen; und eine 
solche Handlung von selten einer europäischen Macht könnte in 
keiner andern Weise denn als Kundgebung einer unfreundlichen 
Gesinnung gegen die Vereinigten Staaten angesehen werden".^) 

Die zweite Eesolution lautet : „Der Bau eines interozeanischen 
Kanals, der die Gewässer des Atlantischen und des Stillen Ozeans 
verbindet, vermittelst fremden Kapitals und unter den Auspizien irgend 
einer europäischen Eegierung oder durch eine von ihr verliehene 
„Charter" widerstrebt der feststehenden Politik der Vereinigten 
Staaten, ist eine Verletzung des Geistes und der Erklärung der 
Monroedoktrin und kann durch diese Regierung nicht sanktioniert 
und bestätigt werden, und die Vereinigten Staaten werden über 
einen interozeanischen Kanal die Kontrolle und die Aufsicht ver- 
langen und dauernd behaupten, welche nötig sein mögen zum 
Schutz ihrer nationalen Interessen und Verteidigungsmittel, ihre 
Einheit und Sicherheit zur Förderung der Wohlfahrt und zur 
Hebung des Handels der atlantischen und pazifischen Staaten der 
Union".«) 

Obgleich keine von beiden Resolutionen je von dem Haus 
ihres Ursprungs angenommen wurde, dienten sie doch dazu, in 
einer sehr präzisen und befriedigenden Weise die Ansicht der 
Bundeslegislative darzustellen. Präsident Hayes gab in seiner Bot- 
schaft an den Senat v. 8. 3. 1880 die Stellungnahme der Exekutive 
zu dem Projekte eines Schiffskanals unter fremden Auspizien klar 



^) Tucker, Monroe Doctrine p. 56; Moore, Digest of American Int. Law 
§ 149 p. 128. 

■) Tucker, Monroe Doctrine p. 67. 
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an. ^Die Politik dieses Landes begünstigt einen Kanal unter 
amerikanischer Kontrolle. Die Vereinigten Staaten können nich* 
ihre Zustimmung zur Überlassung dieser Kontrolle an irgend eine 
europäische Macht, oder irgend eine Kombination europäischer 
Mächte erteilen. Wenn bestehende Verträge oder die Herrschafts- 
oder Eigentumsrechte anderer Nationen dieser Politik im Wege 
stehen, so müßten durch gerechte und freisinnige Unterhand- 
lungen geeignete Schritte zur Förderung und Herstellung einer 
amerikanischen Politik über diesen Gegenstand getan werden, die 
mit den Rechten der dadurch berührten Nationen verträglich ist." 

Das von Körperschaften oder Bürgern anderer Länder in einem 
solchen Unternehmen angelegte Kapital muß in großem Maßstabe 
Schutz von einer oder mehreren der Großmächte erwarten. Keine 
europäische Macht kann wegen eines solchen Schutzes intervenieren, 
ohne Maßregeln auf diesem Festlande zu ergreifen, welche die Ver- 
einigten Staaten als gänzlich unzulässig erachten würden. 

Der Kanal würde tatsächlich einen Teil der Küstenlinie der 
Vereinigten Staaten bilden. Unser Handelsinteresse daran allein ist 
größer als das aUer anderen Länder zusammengenommen, während 
seine Beziehungen zu unserer Macht und Wohlfahrt als einer Nation, 
zu unseren Wehrmitteln, unserer Einigkeit, unserem Frieden und 
unserer Sicherheit Dinge von hervorragender Wichtigkeit für das 
Volk der Vereinigten Staaten sind. 

„Ohne weitere Gründe für meine Meinung anzuführen, wieder- 
hole ich zum Schlüsse, daß es das Recht und die Pflicht der Ver- 
einigten Staaten ist, eine solche Oberaufsicht und Autoriät über 
irgend einen interozeanischen Kanal quer über den Isthmus, der 
Nord- und Südamerika miteinander verbindet, geltend zu machen, 
die unsere nationalen Interessen schützen wird.*) 

Mit dem Wechsel der Administration kam kein Wechsel in 
die Politik der .Washingtoner Regierung bezüglich des Unter- 
nehmens Ferdinand de Lesseps. In seiner Antrittsrede erklärte 
Präsident Garfield: „Wir werden keine engherzige Politik betreiben, 
suchen auch keine besonderen oder ausschließlichen Vorrechte auf 
irgend einen Handelsweg, aber um die Worte meines unmittelbaren 
Vorgängers zu gebrauchen, halte ich es für das Recht und die 



^) Congressional Record Vol X. Zitiert Moore, Digest of American Int. 
Law III § 544 p. 96. 
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Pflicht der Vereinigten Staaten, über irgend einen interozeanischen 
Kanal quer durch den Isthmus, der Nord- und Südamerika ver- 
bindet, eine solche Oberaufsicht und Autorität geltend zu machen, 
die unsere nationalen Interessen schützen wird." 

Der durch die nächste Wahl ins Weiße Haus geschickte 
Präsident Cleveland gehört zu der Gruppe von Staatsmännern, 
welche der Meinung waren, daß die Straße zwischen den beiden 
Ozeanen unter Neutralität gestellt werden sollte, im Gegensatz zu 
der Einrichtung einer ausschließlich amerikanischen Kontrolle. Zur 
Zeit als Cleveland in der Präsidentschaft folgte, lag der sogen. 
Freylinghausen-Zelaya- Vertrag, ^) der in den letzen Monaten von 
Arthurs Administration abgeschlossen worden war, in Erwartung 
der Ratifizierung, immer noch vor dem Senat. Eine der ersten 
Handlungen Clevelands war, eine Anzahl Verträge vom Senat zurück- 
zuziehen; darunter befand sich auch dieser, und er wurde niemals 
wiedereingebracht. Der Präsident erklärte, daß er diesen Vertrag 
mit Nikaragua zurückziehe, nicht weil er gegen einen Kanal, sondern 
weil er gegen einen rein amerikanischen Kanal sei. „Von einer 
Verkehrsstraße, welche es auch sei, die man durch die die zwei größten 
Meergebiete der Welt trennende Schranke führt, muß die Möglich- 
keit fernbleiben, von einer einzelnen Macht beherrscht zu werden. 
Ein Vertrag, nach welchem unsere Regierung ein solches Werk 
erbauen, besitzen und in Betrieb halten soll, ist nach meinem Urteil 
unvereinbar mit dessen Bestimmung für allgemeinen und neutralen 
Gebrauch."^) 

Im Anfang des Jahres 1889 machte die Panamakanalgesell- 
schaft Bankrott und wurde durch einen Urteilsspruch des Tribunal 
Civil de la Seine aufgelöst; es wurde ein Konkursverwalter vom Gericht 
eingesetzt, um ihre Angelegenheiten in die Hand zu nehmen.*) 
Da eine der wichtigsten unter den diesem Beamten zugewiesenen 
Pflichten diejenige war, das Eigentum zusammenzuhalten und die 
Konzessionen vor dem Erlöschen zu bewahren im Hinblick auf die 
Bildung einer neuen Gesellschaft, nahm der Senat der Vereinigten 
Staaten mit 49 gegen 3 Stimmen die folgende Resolution an: „Die 
Regierung der Vereinigten Staaten würde jede Verbindung resp. 



M Moore, Digest of American Int. Law III § 361 p. 197. 
2) Moore, Digest of American Int. Law § 362 p. 198—199. 
^) Johnson, Four Centuries of the Panama Ganal p. 64, 
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Befassung irgend einer europäischen Macht mit dem Bau oder mit 
der Kontrolle irgend welchen SchifEskanals über die Landenge von 
Darien oder über Zentralamerika überhaupt als den Eechten und 
berechtigten Interessen der Union nachteilig sowie als eine Be- 
drohung ihres Wohles ansehen". Zu gleicher Zeit wurde der 
Präsident gebeten, diesen Antrag den europäischen Mächten mit- 
zuteilen. 

Präsident Harrison gab gelegentlich seines Amtsantrittes am 
4. 3. 1889 diesem Gedanken des Oberhauses in seiner Botschaft 
an den Kongreß Ausdruck. „Daß eine kürzere Wasserstraße zwischen 
den östlichen und westlichen Küsten von irgend welcher europäischen 
Regierung beherrscht werden soll, ist so augenscheinlich unver- 
einbar mit dem Frieden und mit der Sicherheit Amerikas, daß keine 
befreundete Macht einen solchen Schritt beabsichtigen kann. Amerika 
wird nach wie vor bemüht sein, die freundschaftlichen Beziehungen 
zu allen Großmächten aufrechtzuerhalten, letztere dürften aber 
nicht erwarten, daß irgend welches Unternehmen, das Amerika 
einer feindlichen Überwachung und Umgehung aussetzen würde, mit 
Wohlwollen betrachtet wird."*) 

Im Jahre 1898, dem „annusmirabilis" der Geschichte Amerikas^ 
kamen infolge des Krieges mit Spanien und der neuen Interessen 
in dem Stillen Ozean, die sich aus der Annexion von Hawaii und 
den Philippinen ergaben, zu den politischen und ökonomischen noch 
strategische Gründe für die Aufrechterhaltung der Monroedoktrin 
und den Bau des Kanals. Mit der Annektierung Porto Rices und 
der Umwandlung von Kuba in einen unabhängigen Staat hat dann 
Europa die Stellung der politischen Vorherrschaft im karaibischen 
Meer, die es solange besessen hat, unwiederbringlich verloren. 

Präsident Mc. Kinley wurde in der Botschaft vom 7. 12. 189& 
der Vorkämpfer dieser Ideen ^): „Der Bau eines interozeanischen 
Kanals ist mehr als je unerläßlich geworden zum schnellen Ver-^ 
kehr zwischen unserer östL'chen und westlichen Küste; er ist 
notwendig geworden infolge der Annektierung * der hawaiischen 
Insel und infolge der Möglichkeit, unseren Einfluß und Handel im 



^) RichardsoD, Messages of the President (1789—1897); HarrisoD, First 
Message Mch. 1894. 

^) Leroy-Beaalien, Economiste Franpaise 1. 7. 1899. — L'expansion ame- 
ricaiiie dans le Pacific et le projet du canal interoceauique ; Moore, Digest of 
Int Law III § 365 p. 210. 
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Stillen Ozean auszudehnen. Unsere nationale Politik verlangt daher 
gebieterischer als je, daß dieser Kanal durch unsere Regierung 
kontrolliert wird". 

Indessen waren den Vereinigten Staaten in diesem Gebiet 
die Hände gebunden. Durch den Art. 35 des Vertrages mit Neu- 
Granada vom Jahre 1846;^) durch den Art. 8 des Clayton-Bulwer- 
Vertrages, der im Jahre 1850 mit Großbritannien abgeschlossen 
wurde, und durch den Art. 15 des Vertrages mit Nikaragua vom 
Jahre 1867 waren die Vereinigten Staaten zur Neutraüsierung des 
Kanals verpflichtet Die Lage war noch weiter kompliziert worden 
durch die Tatsache, daß der Clayton-Bulwer- Vertragt) der Sache 
nach eine Nichtigkeitserklärung der Monroedoktrin war. Im Art. 1 
dieser Konvention kommen die beiden unterzeichneten Mächte darüber 
überein, daß „keine von ihnen jemals den Nikaraguakanal beherrschen 
(denn das wurde zu jener Zeit als die mehr versprechende Linie 
angesehen) oder in dessen Umgebung liegende Befestigungen er- 
bauen oder erhalten wird, und daß keine Nikaragua, Costa Rica, 
die Mosquitoküste oder irgend einen Teil von Zentralamerika be- 
setzen, befestigen oder kolonisieren oder irgend eine Herrschaft 
darüber an sich reißen oder ausüben wird". 

Durch jenen Satz in der Botschaft des Präsidenten Mc. Kinley, 
daß „unsere nationale Politik gebieterischer als je verlangt, daß 
dieser Kanal durch unsere Regierung kontrolliert wird", war die 
britische Regierung argwöhnisch gemacht worden. Sie bat die 
Regierung der Vereinigten Staaten um Aufklärung. Der amerikanische 
Staatssekretär antwortete, daß der Präsident durchaus nicht die 
Absicht habe, die Bestimmungen des Clayton-Bulwer-Vertrages zu 
ignorieren, sondern im Gegenteil es als seine Pflicht ansehe, sie 
in loyaler Weise zu erfüllen. Doch sei die Regierung der Vereinigten 
Staaten im Hinblick auf die starke nationale Strömung zugunsten des 
Kanals und im Hinblick auf die geringere Möglichkeit, daß das 
Werk jemals durch private Unternehmung vollendet werde, bereit, 
die Erbauung selbst in die Hand zu nehmen, und habe deshalb den 
Wunsch, durch Verhandlungen mit der britischen Regierung deren 
Zustimmung zu einer Abänderung des Clayton-Bulwer-Vertrages zu 



1) Moore. Digest of Int. Law III § 337 p. 5—6. 

^) Tucker, The Monroe Doctrine p. 48 et seq. Den Text des Vertrages 
s. Martens Recueil XV 2. Serie p. 187; Fieischmann, Völkcrrechtsquellen ld05 
S. 321. 
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erhalten, unbeschadet des darin niedergelegten „allgemeinen Grand- 
Satzes der Neutralisierung".^) 

Der amerikanische Staatssekretär Hay sandte am 11. 6. ISQO* 
dem amerikanischen Botschafter in London den Entwurf eines^ 
Vertrages, den der Präsident als ein Amendement des Ver- 
trages von 1850 vorschlug. Sofort nach der Einleitung erklärte 
dieser Entwurf es als seinen Zweck, alle Hindernisse gegen die 
Erbauung des Kanals unter amerikanischen Auspizien aus dem 
Wege zu räumen. In der Überzeugung, daß das amerikanische 
Volk fest entschlossen war, nicht nur den Kanal zu bauen, sondern 
ihn auch zu besitzen und zu bewachen, mit oder ohne Einwilligung 
Großbritanniens, ließ sich die englische Kegieran^ bewegen, dem 
amerikanischen Vorschlag zuzustimmen. So wurde der dem britischem 
Kabinett vorgelegte Vertragsentwurf in der amerikanischen Haupt- 
stadt von Lord Pauncefote im Namen Großbritanniens von John 
Hay im Namen der Union unterzeichnet und am 15. 2. 1900 dem 
Senat zur Ratifizierung unterbreitet. 

Als der Vertrag dem Senat vorgelegt wurde, verweigerte es 
dieser anfänglich ganz und gar, zu ratifizieren. Er erfüllte die Er- 
wartungen und Wünsche keiner Partei. Die Republikaner wünschten 
leidenschaftlich, daß die Vereinigten Staaten den Kanal bauen, be- 
sitzen, kontrollieren und beschützen sollten; die Demokraten ver- 
warfen ohne weiteres das ganze Übereinkommen. 

Man wandte dagegen ein, daß es den abscheulichen Clajrton- 
Bulwer- Vertrag weder aufhob noch ersetzte, sondern vielmehr gerade 
die Züge desselben von neuem bekräftigte, welche für Amerika so 
verwerflich waren; daß es von den Vereinigten Staaten verlangte^ 
die Benutzung ihres eigenen Kanals jeder Macht freizugeben, welche 
im Krieg mit diesem Land sei und die Absicht haben könnte, 
den Kanal zum Schaden Amerikas zu gebrauchen, und daß das 
die Monroedoktrin verletzte und die festgelegte Politik der Ver- 
einigten Staaten dadurch umstürzte, daß es europäische Garantie 
für amerikanische Neutralität einführte.'*) 

Bei der nächsten Session nahm der Senat den unterzeichneten 
Entwurf behufs erneuter Erwägung wieder auf und ratifizierte ihn 



*) Parlamentary Papers 438; Marquis of Landowne to Lord Pauncefote 
22.2. 1901, 3.3. 1901. 

^) Whiteley, North American Review ; The M. D. and the Hay-Pauncef ote 
Treaty, Jan. 1902. 
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am 3. Dezember mit drei Amendements, die darauf berechnet waren, 
ihn den Gefühlen des Volkes näher zu bringen. Das erste, das 
sogen. Foraker-Amendement, erklärte den Clayton-Bulwer- Vertrag 
ausdrücklich für aufgehoben. Der Charakter des von Hay und 
Pauncefote geschlossenen Abkommens wurde dadurch wesentlich 
verändert. Die Staatsmänner, die das Übereinkommen formuliert 
hatten, faßten es als einen bloßen Zusatz zum Clayton-Bulwer- 
Vertrag auf. Aber diese Abänderung durch den Senat verwandelte 
es in einen ganz neuen Vertrag. Der zweite Zusatz, der auch auf 
den Antrag des Senators Foraker angenommen wurde, machte sich 
zwar im allgemeinen alle die Bestimmungen zu eigen, die man im 
Jahre 1888 zur Neutralisierung des Suezkanals eingeführt hatte, 
erklärte aber gleichzeitig, daß keine dieser Bestimmungen auf solche 
Maßregeln angewendet werden sollte, welche die Vereinigten Staaten 
zur Sicherung ihrer Landesverteidigung und zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung in dem Durchgangsgebiete des Kanals für nötig halten 
würde. Das dritte, das sogen. Davis-Amendement, unterdrückte 
ohne weiteres den Artikel 3 des Hay-Pauncef ote-Vertrag^s und räumte 
damit vollständig auf mit dem Grundsatz der internationalen Garantie 
itir die Neutralisierung des Kanals.^) 

Das so rekonstruierte Abkommen wurde vom Staatssekretär 
der britischen Regierung mitgeteilt. Die Abänderungen waren zu 
weitgehend, um beim britischen Ministerium Zustimmung zu finden, 
und nachdem der Termin, der zur Ratifizierung festgelegt war, 
nämlich der Monat März 1901, abgelaufen war, erlangte der 
«rste Entwurf des Hay-Pauncefote- Vertrages keine Gültigkeit. 

Lord Landsdowne, der britische Staatssekretär des Auswärtigen, 
hatte jedoch den aufrichtigen Wunsch, eine Beilegung des alten 
Streites in einer für die Vereinigten Staaten befriedigenden Form 
herbeizuführen. Daher legte er in einer Note vom 22. 2. 1901 seine 
Gründe für die Nichtannahme der Zusätze zum Vertrag dar, zu- 
gleich mit dem Vorschlag, über einen neuen an dessen Stelle zu 
verhandeln. Dieser Vorschlag wurde angenommen und die Aus- 
arbeitung denselben Staatsmännern, die das erste Übereinkommen 
entworfen hatten, übertragen. Am 18. 11. 1901 wurde der neue 
Vertrag in Washington wiederum von John Hay und Lord Paunce- 
fote unterzeichnet. Durch dieses neue Abkommen wurde der Vertrag 
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vom Jahre 1850 ausdrücklich als „von der gegenwärtigen Verein- 
barung" aufgehoben erklärt. Die Vereinigten Staaten erhielten das 
Becht, den Kanal ohne Mitwirkung oder Garantie Großbritanniens 
oder irgend einer anderen Macht zu erbauen, in Betrieb zu setzen 
und zu kontrollieren, und der Sache nach in Kriegszeiten freie 
Hand über den Kanal.^) 

In diesem letzteren Punkt aber ist der Vertrag nicht ganz 
klar und muß von Fall zu Fall interpretiert werden. Er verbietet 
den Kanal zu blockieren, nicht dagegen die Anlage von Be- 
festigungen. Am 15. 12. 1901 dem Senat vorgelegt, wurde er 
ohne Diskussion am nächsten Tage ratifiziert.^) 

Bevor man an die herkulische Arbeit herangehen konnte, 
in einem kommerziellen Sinne die Straße von Magalhaens zum 
Isthmus von Darien heraufzurücken, war es nötig, mit Kolumbien 
über die Rechte, Privilegien und Konzessionen in der Arbeitszone 
zu einem Übereinkommen zu gelangen, und ohne Zeitverlust wurden 
zu diesem Zweck mit der kleinen Eepublik Kolumbien Ver- 
handlungen angeknüpft. Am 22. 1. 1903 schloß der Staatssekretär 
mit dem Bevollmächtigten der kolumbischen Regierung, Herran, 
einen Vertrag ab,^) der am 25. desselben Monats durch den 
Präsidenten dem Senat unterbreitet und am 17. März von dieser 
Körperschaft mit 73 gegen 5 Stimmen angenommen wurde. 

Es war in dem Übereinkommen ausbedungen worden, daß 
dasselbe, bevor es in Kraft trete, dem kolumbischen Kongreß vor- 
gelegt werden müsse. Vom kolumbischen Präsidenten, der in 
Wirklichkeit Diktator war, nahm man an, daß er ihm günstig 
gesinnt sei, und da es seit der Regierung des Präsident Nunez 
dort Sitte ist, daß die Mitglieder des Kongresses auf den Befehl 
der Regierung gewählt werden, so erwarteten die Vereinigten 
Staaten eine baldige Ratifizierung. Aber das Unerwartete trat ein; 
der einberufene Kongreß zeigte sich offen feindselig gegen den 
Vertrag. 

Am 12. August verwarf der kolumbische Senat in aller Form 
die Hay- Herranische Vereinbarung. Es war immer noch die 
Möglichkeit vorhanden, daß der Senat ein letztes Mal über den 



^) Moore, Digest of Int. Law III § 366 p. 212. 

«) Fleischmann, Völkerrechtsquellen S.321; v. Liszt, Völkerrecht (1907) 
S. 230/31. 

8) V. Liszt (1907) S. 231. 
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Vertrag verhandeln könnte; denn es war noch ein Monat übrig*^ 
bis der Vertrag am 12. September ratifiziert werden mußte, aber diese 
Möglichkeit war sehr gering. Die Ungewißheit, welches Ver- 
fahren die kolumbische Eegierung einschlagen würde, und die 
Wahrscheinlichkeit einer unbegrenzten Verlängerung der Ver- 
handlungen, bevor man zu einem bestimmten Resultat kommen 
konnte, versetzte die Washingtoner Eegierung in eine schwierige 
Lage. Am 28. 6. 1902 war die sogen. „Spooner, Law"^) ange- 
nommen worden, die den Präsidenten ermächtigte, den notwendigen 
Vertrag mit Kolumbien abzuschließen und das Eigentum der neuen 
Panamagesellschaft zu dem festgesetzten Preise, nämlich 40 Millionen 
Dollars, zu erwerben. Im Falle jedoch die Gesellschaft nicht ,,a 
good and clear title" geben könnte und man sich mit Kolumbien 
nicht in einem angemessenen Zeitraum auf günstige Bedingungen 
einigen könnte, beauftragte das Gesetz den Präsidenten mit der Aus- 
führung der Nikaragua-Route. Die Kanalkommission des Kongresses 
hatte aber inzwischen nach sorgfältiger Prüfung die entschiedene 
Überlegenheit der Vorteile, die die Panama-Route bilden würde^ 
festgestellt. 

Da er nicht bis dahin von dem kolumbischen Kongreß ratifiziert 
wurde, so verfiel am 12. September der Hay-Herran- Vertrag. 

Am 31. Oktober endlich vertagte sich der Kongreß, und mit 
diesem Tage hörten unsere Beziehungen zu Kolumbien betr. einen 
isthmischen Kanal auf. 

Es läßt sich leicht beweisen, daß der Präsident während des 
Sommers es sich ernstlich überlegte, ob es ratsam sei, direkt mit 
der Provinz Panama zu verhandeln, falls die Abstimmung im 
kolumbischen Kongreß zuungunsten des Vertrages ausfallen sollte. 
Die geplante Wasserstraße lag ihrer ganzen Ausdehnung nach in 
dem Gebiet von Panama, und der Erfolg oder Mißerfolg des Pro- 
jektes war entscheidend für die Wohlfahrt und den Stand der 
Finanzen, deren die Provinz sich in der Zukunft erfreuen würde. 

Daß die Gedanken des Präsidenten zu keinem entsprechenden 
Vorgehen führten, ist durch die Tatsache zu erklären, daß Panama 
ohne die Initiative ausländischen Einflusses die großen Interessen,^ 
um die es sich handelte, lebhaft empfand und im Begriffe war, jenes 



^) J. T. Morgan, North American Review, The choice of Isthmian 
canal Routes, May 1902 ; Moore, Digest of Int. Law HI § 344 p. 81, auch p. 93/94. 
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Ton der Zeit geheiligte Vorrecht der latin-amerikanischen Staaten, 
^ie unzufrieden sind oder ihre lokalen Interessen zu verfolgen hoffen, 
auszuflben, d. h. eine Berolntion zu inszenieren und eine unabhängige 
Eepublik zu proklamieren. Die finanziellen, kommerziellen und wirt- 
schaftlichen Nachteile, die das Aufgeben der Panama-Route für diese 
Provinz mit sich bringen würde, wurden in diesem Lande so allgemein 
anerkannt, daß die Lostrennung sich tatsächlich als die einzige 
logische Alternative für den Fall anbot, dafi eine ungünstige Ent- 
scheidung des kolumbischen Kongresses erfolgen würde. 

Die Lösung, die der 12. August brachte, war für die Be- 
völkerung von Panama das Signal, die Revolution vorzubereiten, 
und am Nachmittag des 3. November wurde die Revolution eine 
historische Tatsache. Nach diesem Datum folgten die Ereignisse 
mit überraschender Schnelligkeit. Am 4. wurde die Republik 
formell proklamiert und eine provisorische Regierung eingesetzt. 

Ohne weitere Umwege zu gebrauchen,*) erkannte der Präsident 
die junge Republik sofort an und schloß mit ihr, fast noch während 
sie im Entstehen begriffen war, einen Vertrag ab,^) und am 
18. November, fünfzehn Tage nach der Proklamation der Republik, 
wurde von den bevollmächtigten Vertretern der beiden Staaten, 
John Hay und Philipp Buneau-Varilla, eine Veinbarung unter- 
zeichnet.'V) Gemäß diesem Vertrage, „der zu dem Zweck ab- 
geschlossen wurde, den Bau eines maritimen, den Atlantischen und 
den Stillen Ozean verbindenden Kanals über den Isthmus von Panama 
zu sichern, „überläßt die Republik Panama den Vereinigten 
Staaten dauernd den Gebrauch, den Besitz und die Kontrolle über 
■eine Strecke Land, das notwendig ist für die Erbauung, den Betrieb 
und die Verteidigung der Wasserstraße" (Art. 2). Innerhalb dieser 
Zone, mit Ausnahme der beiden Städte Panama und Colon, ver- 
nichtet Panama auf das Recht der Souveränität und der Recht- 
sprechung unter gewissen, genau umgrenzten Bedingungen. Aber 



*) über die Entstehung der Republik vide Rougier, R. G. XI, 567; Pensa, 
La Republique et le canal de Panama (1906) p. 101; Nys, Le droit Internationall 
a904) p. 486. 

') Philipp Buneau-Varilla, Nouvelle Revue 15.4. 1904, La Question de 
Panama. 

') Moore, Digest of Int. Law lü p. 50/51 ; President Annual Message 
7. 12. 1903. 

*) Moore, Digest ffl p. 101/02. 
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im Falle die Republik einmal unfähig wäre oder zögern würde, 
die sanitären Maßregeln auszufüliren, oder im Falle es der Re- 
publik nach dem Urteil der Vereinigten Staaten nicht mehr ge- 
lingen sollte, die öflEentliche Ordnung zu bewahren, wird den Ver- 
einigten Staaten das Recht gewährt, zu intervenieren und zu 
handeln, so wie es die Umstände in jedem einzelnen Falle erfordern. 
Für diese Konzessionen erhält die Republik Panama außer Geld- 
zahlungen „von selten der Vereinigten Staaten die Garantie und 
das Versprechen, seine Unabhängigkeit aufrechtzuerhalten" (Art. 1). 

Die provisorische Regierung des Isthmus ratifizierte diesen 
Vertrag am 2. 12. 1903. Nach heißen Debatten und nach einigen 
Versuchen, Zusätze einzuführen, die mehr zu dem Zwecke gemacht 
wurden, der Regierung Verlegenheiten zu bereiten, als um das 
Projekt zu Falle zu bringen, hieß es der Senat am 23. 2. 1904 
gut.^) Durch eine entscheidende Abstimmung mit 66 gegen 14 
Stimmen brachte dieses Haus einen unendlichen Aufwand von 
zweckloser Diskussion zum Schweigen und eröffnete so einen Weg 
für die Verwirklichung des vierhundertjährigen Traumes von einem 
interozeanischen Kanal. 

Der Präsident handelte kräftig, aber doch vorsichtig und 
gerecht. Gerade eine solche Handlungsweise war notwendig, da- 
mit die Erreichung dieses großen Zieles nicht weiter durch ein 
entartetes Volk verzögert wurde, welches den Schlüssel der Situa- 
tion in der Hand hielt oder zu halten glaubte, und welches, neben- 
bei gesagt, mehr als ein halbes Jahrhundert lang die Autonomie 
der Bewohner des Isthmus unterdrückt hatte. Damals hat man es 
für ein großes Unglück gehalten, daß der kolumbische Senat den 
Hay-Herran-Vertrag nicht ratifiziert hat. Wie es sich aber gezeigt 
hat, ist dieser Umstand zu segnen; denn der Vertrag mit Panama 
erhöht materiell die Wirksamkeit der Vereinigten Staaten. 

Die Verschiedenheit zwischen den beiden Verträgen liegt 
hauptsächlich darin, daß der Hay-Herran-Vertrag den Vereinigten 
Staaten nicht das Recht der Souveränität über den Kanalstreifen 
auf dem Isthmus verlieh. Der Hay-Buneau-Varilla-Vertrag befreit 
uns von unüberwindlichen Schwierigkeiten, mit denen die Fran- 
zosen zu kämpfen hatten infolge der Notwendigkeit, sich zur 



^) Pleischmann, Völkerrechtsquellen, Vertrag abgedruckt S. 322 ; v. Liszt 
(1907) S. 231. 
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Durchftthrang von gesundheitlichen Maßregeln und Polizeiverord- 
nungen auf die kolumbischen Behörden stützen zu müssen. 

Der hauptsächliche Beweggrund in diesem Teile, der uns die 
Doktrin aufrechterhalten ließ, ist derselbe wie derjenige, der zu 
ihrer Aufstellung führte, nämlich Selbstverteidigung. 

Aber zu diesem ersten Motiv kommen noch andere, die der 
heutigen Stellung der Vereinigten Staaten unter den Großmächten 
der Erde ergeben und die so hoch und so edel sind, daß sie den 
anspruchsvollsten Doktrinaire befriedigen können. 

Die Vereinigten Staaten erfüllten in gewissenhafter Weise die 
nicht an der Oberfläche liegenden Pflichten, die als das Resultat 
ihrer traditionellen Politik auf ihnen ruhten. Unter der Monroe- 
doktrin ließen sie keine anderen Nationen sich in die amerika- 
nischen Angelegenheiten einmischen. Sie nahmen so eine mora- 
. lische Verantwortlichkeit für diese Angelegenheiten auf sich. Sie 
wollten nicht, daß europäische Mächte* die Neutralität und den 
Frieden auf dem Isthmus und den freien Verkehr über diese 
wichtige Straße garantieren. Daher waren sie moralisch ver- 
pflichtet, eine solche Bürgschaft herzustellen und wirksam zu 
machen. Dies taten sie. Sie erlaubten keiner anderen Nation, 
einen Kanal durch den Isthmus zu bauen, und wurden dadurch ge- 
zwungen, das Werk selbst auszuführen. Präsident Roosevelt hat 
in seiner Botschaft vom 7. Dezember gesagt : „Der Besitz eines Land- 
striches, der mit einer solchen besonderen Eigenschaft ausgestattet 
ist, bringt Verpflichtungen gegen die Menschheit mit sich. 
Der Gang der Ereignisse hat gezeigt, daß dieser Kanal durch kein 
privates Unternehmen noch durch irgend eine andere Nation als 
die unserige gebaut werden kann, deshalb muß er von den Ver- 
einigten Staaten gebaut werden". Sie sind jetzt im Begriff, dies 
zu tun. Die Vereinigten Staaten haben es bewiesen, daß sie kein 
Spielverderber sind, sondern eine Macht, welche ebenso bereit ist 
zu handeln, wie andern das Handeln zu verbieten. 

So haben die Vereinigten Staaten die Erfüllung des be- 
rechtigten Wunsches der Welt gesichert auf die einzige Weise, 
auf die er befriedigend erfüllt werden konnte, dadurch, daß sie 
die baldige Eröffnung einer der größten Durchgangsstraßen des 
Handels und friedlichen Wettbewerbs ermöglichten, und dadurch, 
daß sie zugunsten des Friedens und der Gerechtigkeit einen vor- 
herrschenden Einfluß ausüben in einem Lande, das seit einem 
Jahrhundert weder Frieden noch Gerechtigkeit gekannt hat. 



Schluß. 

Die Theorie der Monroedoktrin bleibt noch immer die gleiche. 
Ihr Fondamentalsatz, daß europäische Einmischung in Alnerika für 
dieses gefährlich ist und deshalb verhindert werden muß, bleibt 
stets derselbe. Die neuesten Anwendungen der Monroedoktrin 
sind nichts als eine weitere praktische Umsetzung dieses Grund- 
prinzips in die Tat. Seit 1823 ist räumliche Entfernung aus- 
geschieden und kein Hindernis mehr; Selbstisolierung aber ist 
seitdem untunlich, wenn nicht unmöglich geworden. 

Deshalb mußte die Monroedoktrin, damit sie auf die neueste 
Entwicklung der Dinge angewendet werden konnte, ihre äußere 
Form ändern, eben weil sich die Sachlage geändert hatte. 

So ist sie aus ihrer Passivität herausgetreten und aktiv, aus 
einem negativen Prinzip .zu einem positiven geworden. • 

Die Ausübung der Monroedoktrin in unseren Tagen beruht 
auf der Anerkennung einer Verantwortlichkeit seitens der Ver- 
einigten Staaten für das völkerrechtliche Verhalten der ganzen 
westlichen Hemisphäre, eine Verantwortlichkeit, die den Vereinigten 
Staaten nicht nur zur Pflicht macht, die internationalen Angelegen- 
heiten der schwächeren amerikanischen Eepubliken zu über- 
wachen, in der alleinigen Absicht, Komplikationen zu verhüten, 
die zu fremder Intervention führen könnten, sondern die sie auch 
verpflichtet, selbst einzugreifen, falls internationale Schwierig- 
keiten entstehen, und eine Regelung derselben herbeizuführen, 
wenn die Staaten im Süden nicht gewillt oder unfähig sind, die 
gerechten Ansprüche der zivilisierten Welt zu befriedigen. 
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